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DER SOZIALDEMOKRATISCHE KAMPFER 
BUND SOZIALDEMOKRATISCHER FREIHEITSKÄMPfER, OPFER DES FASCHISMUS UND AKTIVER ANTIFASCHISTEN 

Terrorpläne deutscher Neonazis -
Neue ,,Qualität'' des Rechtsextremismus? 

N 
icht nur die „Weltstadt 

mit Herz", das gemüt­

liche München, wurde 

Mitte September aufgeschreckt 

durch Mitteilungen der Polizei, 

dass offenbar eine äußerst mili­

tante Gruppe von Neonazis sich 

nicht mehr mit braunen Phanta­

sien, nicht mehr mit gelegentli­

cher Ausländerhatz begnügen 

wollte, sondern Terror großen 

Stils plante. In der Wohnung des 

aus Mecklenburg-Vorpommern 

vor einigen Jahren zugereisten 

Rechtsradikalen Martin Wiese, 

der es offenbar verstand, seine 

schlappen bayrischen Gesin­

nungsgenossen „auf Vorder­

mann" zu bringen, und rasch als 

unbestrittener Chef einer „Ka­

meradschaft Süd - Aktionsbüro 

Süddeutschland" das Kom­

mando übernahm, waren neben 

zahlreichen Waffen 1,7 Kilo des 

Sprengstoffs TNT gefunden 

worden. Am 9. November, je­

nem Tag, an dem einst Hitlers 

Putschversuch 1923 in München 

niedergeschlagen wurde und 

der im Dritten Reich nicht nur 

alljährlich Anlass zu düsteren 

Feiern war, die 1938 in das von 

oben befohlene Pogrom der so 

genannten „Reichskristallnacht" 

ausarteten, sollte die Bundes­

republik erzittern. An diesem 

Jahrestag der Pogromnacht soll 

ja in Anwesenheit höchstrangi­

ger Politiker der demokrati­

schen Parteien der Grundstein 

für Münchens neues Jüdisches 

Zentrum gelegt werden. Nicht 

auszudenken die Folgen, wenn 

der teuflische Plan, dabei die 

Bombe zu zünden, wirklich zur 

Ausführung gelangt wäre. Und 

die Gruppe, der mehr als 

dreißig Personen angehören, 

hatte noch weitere Ziele im 

Visier: Jüdische und moslemi­

sche Einrichtungen, aber auch 

der bayrische SPD-Politiker 

Franz Maget, standen auf der 

Liste der für Anschläge Auser­

sehenen. 

Die Aufdeckung dieser Pläne 

deutet darauf hin, dass es in der 

Neonaziszene Tendenzen gibt, 

ihre politischen Ziele offen mit 

Gewalt durchzusetzen. Wenn 

Bayerns Innenminister Günther 

Beckstein von einer „Braunen 

Armee Fraktion" spricht, so mag 

er mit der Erinnerung an die RAF 

zugleich auch linke Vorwürfe, 

in1 bayrischen CSU-Klima könn-

ten rechtsextreme Giftpflanzen 

eben besonders gut gedeihen, 

in Schranken halten. Aber von 

„Alarmismus" sollte man mit der 

Aufdeckung der Neonaziver­

schwörung keineswegs spre­

chen. Denn leider gibt es in Eu­

ropa Anzeichen dafür, dass im 

Untergrund - das Internet eignet 

sich dafür hervorragend - ver­

stärkt für Demokratiefeindschaft 

und Rassismus geworben wird. 

Auch der Mord an der sozial­

demokratischen schwedischen 

Außenministerin Anna Lindh 

könnte ein „Erfolg" solcher Pro­

paganda sein. Die Neonazisze­

ne in Schweden ist ja schon 

früher durch besondere Ge­

walttätigkeit aufgefallen, so 

durch die Ermordung eines 

Gewerkschaftsfunktionärs, und 

Die Schlägertrupps der „Skins" haben dunkle Hintermänner 

auch der Mord an Olof Palme 

blieb ungeklärt. Das internatio­

nale Netzwerk des Rechtsextre­

mismus scheint sich nicht mehr 

mit Nazipropaganda, der Leug­

nung des Holocaust und rassi­

stischen Ausfällen begnügen zu 

wollen, wie sie übrigens neuer­

dings auf der Homepage einer 

als Ableger der deutschen NPD 

gegründeten NPÖ zu finden 

sind. Wenn der deutsche Innen­

minister Otto Schily von einer 

,,neuen Qualität des Rechts­

extremismus" spricht, indem 

bewusst Menschenleben be­

droht würden, so bestätigt dies 

nur, was Antifaschisten schon 

immer als unerlässliche Aufga­

be betrachtet haben: Wachsam 

bleiben und den Anfängen weh­

re� • 
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Schwarz-blaues Debakel D ie schwarz-blaue Regie­

rung gerät in Bedräng­

nis. In den Umfragen 

zeigt sich deutlich, dass sie die 

Mehrheit im österreichischen 

Wahlvolk längst verloren hat. 

Die SPÖ hat die Volkspartei 

bereits um 6-8 Prozentpunkte 

überholt, SP-Vorsitzender Gu­

senbauer liegt in der Wähler­

gunst erstmals über dem einsti­

gen „Strahlemann" Grasser und 

hat den Bundeskanzler weit 

hinter sich gelassen. 

Es war denn auch zu viel, 

was diese Regierung seit der 

Erneuerung ihres wackeligen 

Bündnisses den Österreichern 

zugemutet hat. Die Pensionsre­

form, die beschlossen wurde, 

ohne das Angebot der Sozial­

pa1tner auf Zusammenarbeit für 

ein sozial ausgewogenes Sys­

tem anzunehmen, kürzt die An­

sprüche der Älteren, ohne den 

Jungen eine Zukunft auch im 

Alter zu sichern. Schnippische 

Bemerkungen wie jene der Bil­

dungsministerin, die in ihrem 

eigenen Bereich die Ausbildung 

der Schuljugend gefährdet, 

heizen einen unnötigen Gene­

rationenkonflikt an. Den Eisen­

bahnern wird eine „Reform" 

angedroht, die das Personal 

drastisch reduzieren und Ein­

griffe in Dienstverträge ermög­

lichen soll. Der Kauf der Ab­

fangjäger wurde gegen die de­

klarierte Ablehnung des Groß­

teils der Bevölkerung durch­

gedrückt und man denkt nicht 

daran, angesichts der Mängel 

dieses Kampfflugzeugs neu zu 

verhandeln. Die Steuerreform 

wird entgegen wirtschaftlich 

vernünftigen Argumenten und 

trotz des PP-Theaterdonners 

nicht für 2004 vorgezogen. Die 

Arbeitslosigkeit erreicht neue 

Höchstzahlen, ohne dass die 

Regierung durch öffentliche In­

vestitionen Gegenmaßnahmen 

ergreift. Im Gegenteil, gespart 
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wird wo es geht und auch dort, 

wo es eigentlich nicht gehen 

sollte, wie auf dem Gebiet der 

öffentlichen Sicherheit, der For­

schung und der Universitäten, 

oder beim Ausbau der Infra­

struktur, der angesichts der 

Osterweiterung ein brennendes 

Gebot der Zeit wäre. Und nun 

wurde auch die VOEST, das 

österreichische Paradeunter­

nehmen, zu einem Schleuder­

preis verscherbelt, ohne abzu­

sichern, dass sie in österreichi­

scher Hand bleibt. 

Während Schüssel sein neo­

liberales Konzept bedenkenlos 

durchzieht, hat sich die FPÖ in 

der Regierungspolitik als zwar 

maulender, aber zu keiner Kon­

sequenz bereiter Pa1tner e1wie­

sen. Vizekanzler und nominel­

ler FP-Chef Haupt schwankt 

zwischen den Zurufen des ein­

fachen Pa1teimitglieds aus Kärn­

ten und den mit der ÖVP ge­

troffenen Abmachungen, um 

letzten Endes doch zu der ÖVP­

Linie, wenn auch mit „vier mi­

nus", Ja und Amen zu sagen. Er 

ist durch seine permanenten 

Umfaller zu einer Karikatur ge­

worden, der allein durch sein 

Auftreten alle Karikaturisten 

überspielt. Aber kein anderer ist 

so symptomatisch für das We­

sen dieser Partei, der mit dem 

Verlust ihrer einst auf Auslän­

derfeindlichkeit und autoritäres 

Gehabe bauenden Oppositi­

onspopularität die Luft ausge­

gangen ist. 

So sehr als grenzenlos op­

portunistisch und zugleich un­

fähig wie die FPÖ hat sich in 

Österreich wohl noch nie eine 

Pa1tei selbst entlarvt. Das Sessel­

kleben wurde von ihren Funk­

tionären zum Prinzip erhoben. 

So deutlich konnte es keine Agi­

tation ihrer Gegner zeigen wie 

die „Blauen" selbst, dass mit 

Haupt und Haider nie und nim­

mer ein Staat zu machen ist. • 

Ein guter Freund ist tot: 
JosefHesoun,1930-2003 

Am 9. September 2003 

nahm eine große Trauer­

gemeinde Abschied von 

,Jolly" Hesoun. Die Vizebürger­

meisterin von Brunn am Gebir­

ge, Helga Marko­

witsch, würdigte 

im Namen der 

Partei die Ver­

dienste und das 

Wirken des Ver­

storbenen im Be­

zirk Mödling. 

Josef Staudin­

ger, Präsident der 

AK NÖ und Nachfolger von Jo­

sef Hesoun, beschrieb den Ver­

storbenen als eifrigen, aufrech­

ten Kämpfer für die Belange der 

arbeitenden Menschen. 

Bundeskanzler a. D. Dr. Franz 

Vranitzky sprach Gedenkworte 

im Namen der zahlreichen 

Freunde Hesouns und verwies 

auch auf dessen Leistungen als 

Bundesminister für so­

ziale Verwaltung. Als 

Bundesminister setzte 

er sich besonders für 

die Beschlussfassung 

des Bundespflegege­

setzes ein. Dieses Ge­

setz wird als ein Mei­

lenstein der Sozialge­

setzgebung in der 

Zweiten Republik bezeichnet. 

Auch wir Freiheitskämpfer 

haben einen Freund und Mit­

streiter verloren. Er bleibt unver-

gessen. •

Hohe Auszeichnung für 
Hubert Pfoch 

E 
inem Ersuchen des Vor­

standes des Dokumenta­

tionsarchivs des Öster-

reichischen Widerstandes, die 

20-jährige Präsidentschaft von

Hubert Pfoch in diesem Institut

durch die Verleihung eines Bun­

desehrenzeichens zu würdigen,

hat der Bundespräsident ent­

sprochen. Hubert Ffoch wurde

das Große Goldene Ehrenzei­

chen mit dem Stern zuerkannt.

Die Überreichung dieser hohen

Auszeichnung erfolgte im Bei-

sein der Familie Hubert Pfochs 

sowie zahlreicher Freunde und 

Mitkämpfer, durch den Bundes­

minister für Inneres, Dr. Ernst 

Strasser, und den neu gewähl­

ten Präsidenten des DÖW, Bun­

desminister a. D. Rudolf Edlin­

ger. 

Der wissenschaftliche Leiter 

des DÖW, Univ.-Prof. Dr. Wolf­

gang Neugebauer, würdigte 

Ffochs Wirken im Widerstand 

und seine spätere Tätigkeit als 

Amtsführender Stadtrat und 

Vizebürgermeis­

ter in Wien und 

seinen Anteil 

am Wiederaufbau 

und der Neuge­

staltung der Bun­

deshauptstadt. 
Die Sozial-

demokratischen 

Freiheitskämpfer 

gratulierten Hu­

bert Ffoch zu die­

ser Ehrung. • 
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NS-Zwangsarbeit am Beispiel von Kaprun 

A
uf das Speicherkraftwerk 

Kaprun sind wir Oster­

reicher sehr stolz. Mit 

Recht.Es liegt eingebettet in ei­

ner herrlichen Bergwelt und lie­

fert uns seit Jahrzehnten kost­

baren Strom. Weniger wissen 

wir über seine Errichtung. Eine 

Gedenkveranstaltung am 4. 

September d. J. hat uns daran 

erinnert. Anlässlich dieser Ge­

denkfeier zur Erinnerung an die 

beim Bau ums Leben gekom­

menen Zwangsarbeiter und 

Kriegsgefangenen wurde be­

richtet, unter welch schwierigen 

Umständen die hier Beschäftig­

ten während der Errichtung des 

Kraftwerkes zwischen 1938 und 

1945 arbeiten mussten. Diese 

Männer von Kaprun waren 

Zwangsarbeiter aus mehreren 

Ländern und Kriegsgefangene. 

Der „Verbund" als nunmeh­

riger Betreiber des Kraftwerkes 

setzte, wie schon erwähnt, an­

fangs September in Kaprun mit 

der Enthüllung einer Gedenkta­

fel ein sichtbares Zeichen, nicht 

nur für die während des Baues 

tödlich verunglückten Zwangs­

arbeiter und Kriegsgefangenen 

des Tauernkraftwerkes, sondern 

auch dafür, dass man sich der 

tragischen historischen Um­

stände während der Zeit des Na­

tionalsozialismus bewusst ist. 

In den Jahren zwischen 1938 

und 1945 arbeiteten mehr als 

6.300 zivile Zwangsarbeiter und 

bis zu 4.000 Kriegsgefangene 

auf dieser Großbaustelle. In den 

erwähnten Jahren waren nur 

drei Prozent der Beschäftigten 

österreichische und deutsche 

Vorarbeiter und Ingenieure. 

Der Bau des Kraftwerkes in 

Kaprun geht somit in wesentli­

chen Teilen, wie andere Was­

serkraftwerke in Österreich 

auch, auf die Nazi-Kriegswirt­

schaft und auf den Einsatz von 

Zwangsarbeitern, Kriegsge­

fangenen und KZ-Häftlingen 

zurück. In den Kriegsjahren 

wurde das Baumaterial immer 

knapper, der Bau des Tauern­

kraftwerks ging trotzdem lang­

sam voran. Ab 1943 konnte aber 

nur mehr ein „Notprogramm" 

durchgezogen werden. Der ers­

te Maschinensatz im Krafthaus 

Kaprun wurde am 17. Novem­

ber 1944 in Betrieb genommen. 

Beim Bau des K .raftwerkes ka­

men 56 Männer ums Leben. 

Die Historiker Oliver Rath­

kolb und Florian Freund haben 

mit Unterstützung des Verbun­

des dieses Kapitel der öster­

reichischen Energiegeschichte 

in einer Studie umfassend 

aufgearbeitet. Die Arbeit wurde 

in Buchform (erschienen im 

Böhlau Verlag) bereits im Jän­

ner dieses Jahres vorgestellt und 

liefert einen wesentlichen Bei-

trag, um das verzerrte Ge­

schichtsbild zurechtzurücken. 

Auslöser für das Forschungs­

projekt NS-Zwangsarbeit in der 

Elektrizitätswirtschaft der Ost­

mark 1938-1945 war die Dis­

kussion über die in diesem Zu­

sammenhang bisher nicht kom­

pensierten materiellen Vermö­

gensverluste, sowie die Sam­

melklagen in den USA gegen 

eine Reih,i= von schweizeri­

schen, deutschen und öster­

reichischen Unternehmen. Der 

Verbund war in der Folge von 

Anfang an bereit, einen Beitrag 

zum Versöhnungsfonds zu leis­

ten. Er wollte aber nicht nur 

eine finanzielle Pflicht erfüllen, 

sondern auch zu einer histori­

schen Aufklärung über die Si­

tuation und den Umfang der 

Zwangsarbeit beim Bau der 

heute im Eigentum des Verbun­

des stehenden Kraftwerke (Ka­

prun, Donaukraftwerk Ybbs-Per­

senbeug und die Kraftwerke an 

der Drau und Enns) beitragen. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg 

geriet das Schicksal der ehema­

ligen Zwangsarbeiter und 

Kriegsgefangenen in Verges­

senheit - im „Mythos Kaprun" 

war für diese Vorgeschichte kein 

Platz. Das Tauernkraftwerk wur­

de zum Symbol des öster­

reichisch-patriotischen Wieder­

aufbaus. 

Die neue Gedenktafel, sagte 

Verbundvorstand DI Hans Hai­

der beim Festakt, sei ein „sicht­

bares Zeichen, dass wir uns als 

Unternehmen der traurigen Um­

stände der ersten Phase des 

Kraftwerkes Kaprun bewusst 

sind". •
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Nazidemo verboten - Erfolg der Linken 
D as neonazistische 

,,Schutzbündnis Solda­

tengrab" plante für 23. 

August eine Demonstration 

gegen die Aberkennung des 

Ehrengrabs für den Luftwaffen­

offizier Walter Nowotny auf dem 

Wiener Zentralfriedhof. Nowot­

ny war nachgewiesenermaßen 

Mitglied der NSDAP. Gegen die 

angekündigte Nazidemonstrati­

on erhoben sich zahlreiche Pro­

teste. So forderten Vertreter der 

SPÖ den Innenminister auf, die­

se Demonstration zu untersagen. 

Sozialdemokratische Organisa­

tionen kündeten eine Gegende­

monsu·ation an. Knapp vor dem 

Termin wurde der Naziauf­

marsch mit der Begründung ver-

boten, es würden dabei voraus­

sichtlich Verstöße gegen das NS­

Verbotsgesetz zu erwarten sein. 

Bei der Gegendemonstration 

der linken Antifaschisten ergriff 

Alfred Kohlbacher, als Vertreter 

der Soz. Freiheitskämpfer Hiet­

zing, das Wort. Er begrüßte zwar 

das „spät, aber doch" erfolgte 

Verbot des Naziaufmarsches, be­

merkte dazu aber unter anderem: 

„Die Erklärung der Behörde, die 

Untersagung sei nicht ,auf Druck 

der Linken', sondern nach Prü­

fung der Sachlage erfolgt, ent­

behrt nicht einer gewissen Iro­

nie. Hier erinnere ich an die 

Nazi-Kundgebung gegen die 

Wehrmachtsausstellung am Hel­

denplatz im vorigen Jahr. Die 

Ex-FP-Bezirksrat verurteilt E in ehemaliger, 1994 aus 

der FPÖ ausgeschlossener 

Bezirksrat aus dem 7. Wie-

ner Gemeindebezirk wurde we­

gen Verstößen gegen das NS-Ver­

botsgesetz zu drei Jahren Haft 

(ein Jahr unbedingt) verurteilt. 

Wolfgang F. beschäftigte sich in 

mehreren Schriften und im In­

ternet mit der Leugnung der Mas­

senvernichtung der Juden in der 

Zeit des NS-Ten-ors. Er besu·itt die 

Existenz und Wirkung von Gas­

kammern im Hitlerreich mit 

scheinwissenschaftlichen Argu­

menten. Das haben vor ihm auch 

einige andere gemacht und es ist 

an und für sich nichts Neues. 

Neu hingegen ist, dass sich im 

Gerichtssaal eine größere Anzahl 

von älteren Personen befand, die 

dem Angeklagten durch Zwi­

schenrufe und durch Unmuts­

äußerungen beistehen wollten. 

Als sich die Störungen dieser 

Ewiggestrigen, die anscheinend 

wieder Morgenluft wittern, stei­

ge1ten, verbannte das Gericht die 

Zuhörer aus dem Saal. Es ist be­

merkenswert, dass sich solche 

Szenen, wie wir sie in den ersten 

NS-Prozessen der fünfziger Jah­

re bereits kennen gelernt haben, 

jetzt wiederholen. Es wäre gut 

gewesen, wenn einige dieser 

„Protestierer" auch wegen des 

Verstoßes gegen das NS-Gesetz 

angezeigt worden wären. • 

Sachlage war damals nicht an­

ders als heute1 Trotzdem geneh­

migte die Behörde den beschä­

menden Nazispuk. 

Was hat sich in der Zwi­

schenzeit geändert? Die Wehr­

machtsausstellung hat Wirkung 

gezeigt und der Druck der Lin­

ken hat zugenommen! Die 

Opferverbände, insbesondere 

der Bund Sozialdemokratischer 

Freiheitskämpfer, Opfer des 

Faschismus und aktiver Antifa­

schisten und der KZ-Verband, die 

SPÖ und die Grünen forderten 

entschieden die Untersagung. 

Gleichzeitig entstand massiver 

Druck durch die Ankündigung 

einer von vielen Organisationen 

getragenen Gegendemonstra-

tion. Die Untersagung ist, das las­

sen wir uns nicht nehmen, ein 

Erfolg der Linken! Und die Leh­

re, die daraus zu ziehen ist: Kon­

sequenter Widerstand lohnt sich! 

Walter Nowotny gehörte zu 

jenen NS-Offizieren, die mit 

ihrem blinden Hitleru·eue, ihrem 

blinden Fanatismus und ihren 

Durchhalteparolen 1944 den be­

reits verlorenen, verbrecheri-

. sehen deutschen Angriffskrieg 

verlängerten und so hunderttau­

sende kriegsmüde Wehrmachts­

soldaten und Zivilisten in den 

Tod u·ieben. Die Absicht der FPÖ 

in Gmünd, eine Straße nach No­

votny zu benennen, ist durch 

den Widerstand im Gemeinderat 

gescheitert. •

FP-Eklat in Mariahilf 

Z u einem Eklat kam es

kürzlich in der Sitzung der

Mariahilfer Bezirksvertre­

tung: Der Mariahilfer PP-Ob­

mann V ilimsky wurde von Be­

zirksräten dafür kritisiert, dass 

er bei einer Veranstaltung die 

Vorgehensweise der deutschen 

Wehrmacht im Zweiten Welt­

krieg als „Ehren- und Helden­

taten" hingestellt hatte. PP-Man­

datar Grillmayer - ein pensio­

nierter Bundesheer-Offizier -

ve1teidigte in der Debatte Vilims­

ky und die „Ehre" der deutschen 

Wehrmacht, in dem er ihr Wir­

ken mit dem des österreichi­

schen Bundesheers gleichsetz­

te: Sie .• hätten alle ja nur ihre 

Pflicht getan und gegen den 

Feind gekämpft. 

Der sozialdemokratische Be­

zirksrat Dr. Kilian Franer wies 

die verharmlosende Gleichset­

zung der demokratischen öster­

reichischen Armee, die in der 

Zweiten Republik noch nie in 

Kampfhandlungen verwickelt 

worden war, mit dem verbre­

cherischen Angriffskrieg der 

NS-Führung und der ihr gehor­

chenden Wehrmacht sofort 

zurück. Seitens der FPÖ-Frakti­

on erfolgte bisher keinerlei Ent­

schuldigung oder auch Klarstel­

lung. Der Mariahilfer FP-Chef ist 

auch Pressesprecher des Wiener 

FP-Chefs Kabas. • 

D
er langjährige stellv. Landes­

vorsitzende des Landesver­

bandes Salzburg der Sozialdemo­

kratischen Freiheitskämpfer, Edu­

ard Kitt!, ist am 18. August 2003, 

im 81. Lebensjahr, verstorben. 

Abg. z. NR a. D. Eduard Kittl verstorben Mai 1983 angehörte. 1975 bis 

1983 war Eduard Kittl 

Vorsitzender der SPÖ-Bezirks­

organisation Salzburg-Stadt. 

1973 wurde er zum stellver­

tretenden Landesparteivor­

sitzenden gewählt. Eduard Kitt! war von 1932 

bis 1934 bei den Roten Falken. 

1936 bis 1938 absolvielte er eine 
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Lehrzeit als Ziegeleiarbeiter. 

Nach Kriegsende besuchte er 

die Arbeitermittelschule. Seit 

1946 war er für die SPÖ 

Salzburg, zuerst als Sektionsob­

mann und ab 1962 als 

Gemeinderat der Stadt Salzburg, 

tätig. Von 1946 bis 1971 war 

Kittl beim An1t der Salzburger 

Landesregierung in der Abtei­

lung Sozialversicherung und 

Opferfürsorge beschäftigt. 

1971 erfolgte die Wahl in 

den Nationalrat, dem er bis 

Dem Bundesvorstand gehör­

te er seit 1966 an. 



Ewiggestriger Kärntner Heimatdienst 

W
er die Zeitschrift dieses 

so genannten Heimat­

dienstes vom August 

2003 in die Hand ninunt, glaubt 

sich um Jahrzehnte zurückver­

setzt. Die Zeitschrift, die mit dem 

Untertitel „Kärnten frei und un­

geteilt bei ÖsteITeich" erscheint -

als ob dies heute irgendeinen ak­

tuellen Bezug hätte -, tobt sich 

im Zusammenhang mit der EU­

Elweiterung, seitenweise gegen 

Slowenien und Tschechien aus. 

Sie titelt unter folgenden Über­

schriften: ,,Die Karawanken­

grenze muss auch nach EU-Bei­

tritt Sloweniens bleiben" - ,,Kei­

ne Revision der Kärntner Volks­

abstimmung 1920" (no na). Im 

Zusammenhang mit der EU-Er­

weiterung wird eine Großslo­

wenische Vision, wobei Slowe­

nien auch Kärnten umfasst, ve­

hement bekämpft. (Da wird ein 

Gespenst aufgebaut, das durch 

keine ernsthaften Bestrebungen 

begründet ist. Anm. d. Red.) 

Dann kommt Tschechien 

dran: ,,Tschechiens Dank für 

Österreichs Kuschelkurs: Ver­

höhnung statt Versöhnung". Da­

bei wird ein Bild von Bundes­

kanzler Schüssel und Minister­

präsident Spidla gezeigt. zu­

sammenfassend forde1t dann der 

KHD: ,,Druck auf Tschechien 

und Slowenien verstärken". (Da 

wird sich halt wieder die FPÖ ins 

Zeug legen. Anm. d. Red.) 

Und nun konunen die Juden 

und Zwangsarbeiter ins Schuss­

feld. Überschrift: ,,Weitere Mil­

lionen für NS-Zwangsarbeiter 

und für Jüdische Kultusgemein­

de und noch kein Ende in Sicht". 

Fett gedruckt: ,,Stoppt endlich 

das NS-Sühnezahlungskarussell". 

1972 hetzte der „Kärntner 
Heimatdienst" zum 
Ortstafelsturm 

Dann heißt es weiter: ,,An allen 

Ecken und Enden wird gespart, 

aber NS-Zwangsarbeiter werden 

aufgerufen, Entschädigungs-

antrag zu stellen". Nochmals ein 

antijüdischer Schlenker: ,,Die Is­

raelitische Kultusgemeinde: Ein 

Fass ohne Boden". 

Weiters sind die Afrikaner 

dran. Überschrift: ,,Wirbel um 

den Tod eines Afrikaners - Gut­

heuchler wollen Österreich zum 

fremdenfeindlichen Land stem­

peln". Zu guter Letzt wird auf die 

Partisanen gezielt. Der KHD-Ob­

mann forciert beim Fest der 

Kärntner Freiheit: ,,Macht dem 

Pa1tisanenspuk ein Ende". In die­

sem Ton geht es weiter, ohne 

einen Hinweis auf die Verursa­

cher des Partisanenkampfes, 

nämlich die nationalsozialisti­

schen Kriegstreiber und Rassen­

fanatiker. 

Als Anhängsel darf man noch 

eine „wichtige" Forderung des 

KHD e1wähnen: ,,KHD für mehr 

deutsche Gottesdienste in den 

Kirchen Südkärntens". 

Jeder kann sich selbst einen 

Reim darauf machen, wie euro­

pafreundlich und nachbar­

schaftlich manche dieser so ge­

nannten nationalen Verbände 

sind. Dies auch zur Mahnung an 

jene Vertreter demokratischer 

Parteien, die immer gerne zu sol­

chen Heimatdienst-Treffen pil­

gern. • 
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Pepper-Vorträge über 
die Jahre 1933/34 

1 m heurigen Herbst wird Prof. 

Hugo Pepper in der Wiener 

Urania eine zeitgeschichtliche 

Vortragsreihe unter dem Titel 

„1933-1934: Vom Staatsstreich 

zum Bürgerkrieg" halten. 70 

Jahre nach der Katastrophe je­

ner Zeit ist die Erinnerung dar­

an auch heute sinnvoll, insbe­

sondere bei den Jüngeren, die 

darüber kaum informiert sind. 

Nicht zuletzt deshalb, weil heu­

te manches vor dem aufgehell­

ten historischen Hintergrund als 

„Wiederholungstat" erkennbar 

würde. 

Die von Dokumentarfilmen 

begleiteten Vorträge (jeweils 

18.30-20 Ulu-) im Einzelnen: 

7. 10.: Der Staat, den angeblich 

keiner wollte 

14. 10.: Gewalt als Mittel der Po­

litik: Juli 1927 

21. 10.: Hi.Itenberger Affäre und 

„Parlamentskrise" 1933

28. 10.: Notverordnungen und 

,,Vaterländische Front"

4. 11.: Februar 1934

11. 11.: Ständestaat und oktro­

yierte Verfassung

18. 11.:Juli 1934

25. 11.: Misslungene Befriedung 

- ,,Deutscher Friede"

Wichtige Hinweise zur Antragstellung beim Versöhnungsfonds für Verfolgte 
unter dem NS-Regime (1938-1945) 

F
ür alle im Versöhnungs­

fondsgesetz berücksichtig­

ten Personen, die auf dem Ge­

biet des heutigen Österreichs 

während des NS-Regimes 

(1938-1945) Zwangsarbeit leis­

ten mussten, endet die An­

tragsfrist am 31. Dezember 

20031 

Bitte unbedingt beachten: 

• Politisch Verfolgte, die in Ge­

fängnissen, Lagern, sog. ,,Bes­

serungsanstalten" etc. inhaftiert

waren, zu Arbeiten, auch In­

nendienstarbeiten, angehalten

wurden und länger in einem 

Gefängnis auf dem Gebiet des 

heutigen Österreichs inhaftiert 

waren als in ei.I1em KZ, sollten 

unbedingt beim „Österreichi­

schen Versölmungsfonds" (ÖVF) 

einen Entschädigungsantrag 

stellen. Der ÖVF wird die Vor­

aussetzungen für eine Entschä­

digungszahlung prüfen. 

• Antragsteller, deren Antrag

von der IOM (Internationale

Organisation für Migration) ab­

gelehnt wurde, sollten - wenn

sie auf dem Gebiet des heuti-

gen Österreichs inhaftiert wa­

ren, zu Arbeiten angehalten 

wurden etc. - unbedingt beim 

ÖVF abklä�en, ob für sie die 

Voraussetzungen für eine Ent­

schädigungszahlung durch den 

ÖVF gegeben sind. 

• Kinder und Ehepartner, bei

denen ein Elternteil/der Ehe­

mann/die Ehefrau aus politi­

schen Gründen verfolgt wurde

und die zur Arbeit angehalten

wurden (Dienstverpflichtung,

Kinderarbeit), können einen

Antrag beim ÖVF stellen.

Kontakt: Österreicbiscber 

Versöbnungsfonds, 

Postfach 44, A-1011 Wien 

Tel..· (+43-1) 51360 16-0 

Fax: (+43-1) 513 60 16-15 

E-Mail:
info@versoebnungsfonds.at

Web:
bttp.//ve,webnungfifonds.at
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St. Pölten im Jahr 1933 

M 
itte Februar 1933 fand 

in den Stadtsälen ei­

ne Massenkundgebung 

im Zeichen von Hitlers Macht­

ergreifung in Deutschland statt. 

Pius Schneeberger und Heinrich 

Schneidmadl hielten eindrucks­

volle Referate, die vor allem die 

Forderung nach Freiheit zum 

Ausdruck brachten. 

Am 13. März 1933 beging die 

St. Pöltner Arbeiterschaft den 

50. Todestag von Karl Marx im

Rahmen einer Veranstaltung mit

Dr. Max Adler als Referenten.

Das Gedenken stand ganz im

Zeichen der Ausschaltung des

Parlaments am 4. März.

Am 26. März 1933 demons­

trierten hunderte junge Sozial­

demokraten in der Kremser Gas­

se. Sie wollten damit zeigen, 

dass St. Pölten noch immer eine 

rote Stadt ist, und den so ge­

nannten „Stadtbummel" nicht 

den Nazis überlassen. Die sozi­

aldemokratische Zeitung „Volks­

wacht" konnte nicht mehr frei 

berichten. Immer öfter fanden 

sich darin zahlreiche weiße freie 

Zensurflecken. 

Anfang April wurde beim 

Elektrizitätswerk in Ratzersdorf 

eine Waffensuche ohne jeden 

Grund durchgefülu-c. Am 5. April 

trafen in St. Pölten acht große 

Autos mit 300 zum Großteil mit 

Stahlhelmen, Krampen und 

Schaufeln ausgerüsteten Gen­

darmen ein, um unter Führung 

von Oberinspektor Kreuth die 

Straßen, Gassen, Gänge, Keller 

und Wohnungen St. Pöltens 

nach Waffen zu durchsuchen. 

Dabei wurden Fußböden aufge­

rissen, die Kästen gesprengt, 

Strohsäcke aufgerissen, Tischla­

den zerstört. Auch das Kinder­

heim wurde gestürmt. Als Ergeb­

nis fand man drei Gewehre, die 

noch aus den Zusammenbruchs­

tagen des Jahres 1918 stammten, 

einige Scheibengewehre und 

zwei Revolver. 
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Am 27. April 1933 trat der 

volksnahe, beliebte und erfolg­

reiche sozialdemokratische Bür­

germeister Hubert Schnofl nach 

14-jähriger Amtszeit zurück, da

die erwähnte „Volkswacht" in

erhebliche finanzielle Schwie­

rigkeiten geraten war. St. Pölten

verlor damit einen Bürgermeis­

ter, der für die Stadt Gewaltiges

geleistet hatte und, ähnlich dem 

Wiener sozialdemokratischen

Aufbauwerk, auch in St. Pölten

entscheidende Sozialmaßnah­

men und einen Infrastruktur­

aufbau einleitete, von dem spä­

tere Generationen profitierten.

Als Nachfolger wurde der bis­

herige zweite Bürgermeister­

Stellvertreter Stephan Buger

zum neuen Bürgermeister und

Ferdinand Strasser zum zweiten

prägten das Stadtbild. Trotz die­

ser Behinderungen und Ein­

schüchterungsmaßnahmen fand 

eine machtvolle Kundgebung in 

den Stadtsälen statt. Diese Kund­

gebung bildete die Alternative 

zum Aufmarschverbot am Tag 

der Arbeit. Heinrich Schneid­

madl sagte in einer ergreifenden 

Rede: ,,Die Frühzeit der Arbei­

terbewegung steigt wieder vor 

uns auf. Es gilt wieder, Beken­

nermut zu zeigen. Sie werden 

mit Ausnahmegesetz und Kerker 

die Sozialdemokratie nicht ertö­

ten1" Auch in Stattersdorf, Sprat­

zern, Radlberg und Pottenbrunn 

gab es sozialdemokratische Ver­

sammlungen. 

Am 15. Mai 1933 gab es eine 

Zusammenkunft der Vertrau­

enspersonen der Sozialdemo-

Die Kulturinitiative St. Pölten (Vorsitzender: LAbg. a. D. 
Karl Gruber) veranstaltete im September eine viel beach­
tete Ausstellung „70 Jahre Zeitgeschehen - Österreich 
1933-2003"; hier die Eröffnung im Steingötter-Saal. 

Bürgermeister-Stellvertreter ge­

wählt. 

Am 1. Mai 1933 marschierte 

in St. Pölten das Bundesheer mit 

Maschinengewehren auf und 

sperrte die gesamte innere Stadt 

ab. Der Bezirkshauptmann hat­

te die Leitung des Sicherheits­

dienstes übernommen. Gendar­

merie 1i.ickte am Bahnhofsplatz 

an und Gendarmeriepatrouillen 

·•

kratie. Dabei wurden Vorberei-

tungen für die künftigen Kämp­

fe beraten. Festgestellt wurde, 

dass die Partei nicht zuletzt als 

Reaktion auf die Ausschaltung 

des Parlaments erstarkt ist und 

neue Mitglieder gewonnen wer­

den konnten. Am 14. Juni 1933 

konnten bei der sozialdemo­

kratischen Sonnwendfeier am 

Trabrennplatz 5.000 Teilneluner 

verzeichnet werden. Am 10.Juli 

1933 fand eine so genannte „Va­

terländische Kundgebung" mit 

Teilnahme von Bundeskanzler 

Dollfuß und Landeshauptmann 

Reicher in St. Pölten statt. Beide 

lehnten die Einladung des sozi­

aldemokratischen Bürgermeis­

ters Buger ins Rathaus ab. 

Am 18. Oktober veranstalte­

te die St. Pöltner Frauenorgani­

sation im Gasthaus Seifert einen 

Schulungsabend mit der deut­

schen Emigrantin Lilly Weber, 

die über ihre Erlebnisse in den 

Konzentrationslagern und Prü­

gelkellern der Nazis berichtete. 

Am 30. November 1933 wur­

de eine Vertrauensmänner-Kon­

ferenz in den St. Pöltner Stadt­

sälen, bei der der frühere Staats­

kanzler Dr. Karl Renner als Re­

ferent gewonnen werden konn­

te, von der Polizei untersagt. 

Kurz zuvor war als Provokation 

eine nationalsozialistische Kund­

gebung des Gemeinderates Dr. 

Hugo Ju1y unbeanstandet abge­

halten worden. Die Sozialde­

mokraten wollten daraufüin an­

stelle der Vertrauensmänner­

Konferenz einen erweiterten 

Stadtausschuss einberufen, der 

jedoch ebenfalls untersagt wur­

de. Dr. Karl Renner wollte auf­

grund der willkürlichen Verhin­

derung der Veranstaltung um­

gehend wieder nach Wien 

zurück.reisen. Auf dem Weg zum 

Bahnhof scharte sich eine be­

achtliche Anzahl von Sozialde­

mokraten um Karl Renner und 

begleitete ihn. Der Marsch zum 

Bahnl10f wurde so zur Demons­

tration. Die Polizei eskortierte 

den Marsch zum Hauptbahnhof 

nicht nur, sondern nahm in der 

Kremser Gasse auch einige Ver­

haftungen vor. 

Das war das Vorspiel zu den 

Ereignissen im Februar 1934, an 

die zu erinnern kommendes Jahr 

zum 70. Jahrestag ausführlich 

Gelegenheit sein wird. • 
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Ella Lingens' Bericht aus der Hölle 
„Hätte ich gewusst, dass ich 

entdeckt würde, hätte ich ge­

wusst, dass mein Schwiegerva­

ter (Polizeipräsident von Köln, 

Red.) mich nicht würde schüt­

zen können, hätte ich geahnt, 

dass nicht Gefängnis, sondern 

Auschwitz mein Schicksal sein 

würde, und hätte ich mir insbe­

sondere vorstellen können, was 

Auschwitz bedeutet - ich hätte 

wahrscheinlich keinen Juden 

versteckt und mit einiger Si­

cherheit nicht versucht, Juden 

zur Flucht zu verhelfen." 

So ehrlich wie dieser Satz ist 

Ella Lingens in jeder Zeile des 

Buchs „Gefangene der Angst", 

das nun, leider postum, im Wie­

ner Deuticke Verlag erschienen 

ist und das Zeugnis ablegt für 

das Inferno Auschwitz, das sie 

als Gefangene und dennoch 

auch - dessen ist sie sich stets 

bewusst - selbst dort als Privile­

gierte, weil Deutsche, Arierin 

und Ärztin - erleiden und erle­

ben musste. 

Die Erinnerungen von Ella 

Lingens, die sie als eine Chronis­

tin von Auschwitz-Birkenau aus­

weisen, sind bereits imJahr 1948 

in englischer Sprache erschie­

nen. Erst jetzt hat ihr Sohn, der 

Journalist Peter Michael Lingens, 

sie vorlegen können, nachdem 

er den Text mit seiner Mutter 

noch einmal durcharbeiten und 

um einige ihrer Aussagen dazu 

ergänzen konnte. 

Die Vorstellung, 

dass die Maschinerie 

des Vernichtungslagers 

Auschwitz preußisch­

diszipliniert ablief, 

wird von Ella Lingens 

klar widerlegt. Ausch­

witz erscheint als Cha­

os der Kompetenzen, 

der Willkürlichkeit an­

geordneter Maßnah­

men, der völligen 

Gleichgültigkeit, die 

vieles sich „zwangs­

läufig" ergeben lässt, 

was als besondere 

Grausamkeit erscheint. 

Erst an einem eiskalten 

Ordnungsfanatiker wie 

dem berüchtigten SS­

Arzt Josef Mengele, 

den Lingens zutiefst 

verabscheute, weil er 

nicht aus Fanatismus, 

ja nicht einmal aus Ju­

denhass, sondern ein­

fach ohne die gerings­

ten Gewissensbisse mordete, 

ließ sich ermessen, was solche 

„Ordnung" bedeutete. Um das 

ständig im Lager grassierende, 

von den Filzläusen übertragene 

Fleckfieber, das Massen von To­

desopfern forderte, systematisch 

zu bekämpfen, schickte er 1.500 

jüdische Frauen aus der ersten 

Baracke kurzerhand in die Gas­

kammer, um den Block gründ­

lich zu desinfizieren. ,,Danach 

geschah mit dem nächsten Block 

Angekündigte Neuerscheinungen 

Drei interessante Bücher wer­

den in der nächsten Zeit her­

auskommen: 

• Heinz Fischer „Wende-Zei­

ten. Ein österreichischer Zwi­

schenbefund." Verlage Kremayr 

& Scheriau/Orac. 

• Hans Landauer und Erich

Hackl „Lexikon der öster­

reichischen Spanienkämp­

fer", Verlag der Theodor Kra-

mer Gesellschaft. 

• Willy Toth u. Karin Holzer

„Vom Volksgerichtshof in die

Gewerkschaftsspitze". Eine

Biografie über das Leben und

Wirken Alfred Ströers.

Wir werden diese Neuerschei­

nungen in der nächsten Num­

mer des Sozialdemokratischen 

Kämpfers besprechen. 

das Gleiche, bis alle Blocks laus­

frei waren. An sich war dies die 

einzig mögliche Art der Seu­

chenbekämpfung, aber dass 

man sich nicht entschließen 

konnte, zu diesem Zweck eine 

neue Baracke zu bauen, son­

dern dass man mit dem Mord 

an 1.500 Jüdinnen begann, das 

war das Fürchterliche an dieser 

Situation, wo alles widersinnig 

war, das Böse gut und das Gute 

böse." 

Lingens sah sich nicht als Hel­

din - selbst nicht, als sie in einer 

Situation, in,der ihre Entlassung 

aus dem KZ wahrscheinlich 

schien, sich die Chance verdarb, 

weil sie für eine für das Gas se­

lektierte Jüdin eintrat und so 

deren Leben rettete. ,,In mir sieg­

te nicht das Mitleid und nicht das 

Pflichtgefühl, in mir siegte der 

Hass gegen das System, das 

mich klein kriegen, das mir mei­

ne Ehre und Selbstachtung rau­

ben wollte." 

Ella Lingens charak­

terisiert auch ihre SS­

Wächter, sie versucht zu 

erklären, wie sie zu dem 

wurden, was sie waren, 

und zeigt Unterschiede 

auf. Aber in einem ist sie 

sicher: ,,Die Frauen und 

Männer der Waffen-SS 

zeichneten sich durch 

eine letztklassige Raff­

gier aus. Die SS privat -

das ist eines der jäm­

merlichsten Kapitel der 

Geschichte des Tau­

sendjährigen Reiches." 

Das waren die Leute, 

denen Himmler in seiner 

berüchtigten Rede be­

scheinigte, dass sie trotz 

ihrer Mordaufgaben 

,,anständig geblieben" 

seien, und von denen 

Haider meinte, dass sie 

ihrer Gesinnung die 

Treue gehalten hätten. 

Das Buch von Ella 

Lingens ist eines jener Bücher, 

die dazu beitragen, dass niemals 

vergessen werden möge, was 

sich nicht wiederholen darf. 

,,Professor Rudolf Burger, Philo­

soph an der Wiener Universität 

für angewandte Kunst, so sagt 

mir mein Sohn heute, sei der An­

sicht, ein halbes Jahrhundert Ge­

denkens sei genug. Ich gratulie­

re ihm zu seinem Naturell und 

den österreichischen Studenten, 

dass sie solche Lehrer haben" 

stellt sie der Frage gegenüber, 

die sie sich beim Verlassen von 

Auschwitz (Vorerst kam sie noch 

nach Dachau, das ihr im Ver­

gleich dazu als „Sporthotel" er­

schien.) stellte: ,,Wie kann das je 

gesühnt werden?" • 

MITARBEITER DIESER AUSGABE: 

Herbe1t Berger, Herbert Exen­
berger, Karl Gruber, Albert 
Kaufmann, Alfred Kohlbacher 
Edith Krisch, Ernst Nedwed, Ge­
rald Netz!, Alfred Ströer und 
Manfred Scheuch (redaktionelle 
Leitung) 
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Vor 30 Jahren: Chiles Militär pu 1 

A
m 11. September waren 
es 30 Jahre seit dem Mi­
litärputsch in Chile. Es ist 

erstaunlich, welche Beachtung 
dieser Jahrestag in den Medien 
in Österreich und weltweit fand. 
In Chile wurde in den letzten 
Jahrzehnten über Allende weit­
gehend geschwiegen, die Kin­
der erfuhren in den Schulen 
kaum etwas von der jüngsten 
Vergangenheit ihres Landes. 
Zum 30. Jahrestag des Putsches 
weigerten sich die Christdemo­
kraten, Salvador Allendes zu ge­
denken, die rechten Parteien se­
hen in Pinochet noch immer den 
Retter vor dem Ma1xismus. Aber 
die Bevölkerung, ein Großteil 
hat ja diese Zeit nicht selbst mit­
erlebt, will heute wissen, was 
damals geschah. Es gibt in Chi­
le eine ausführliche und durch­
aus objektive Fernsehserie zur 
Vorgeschichte des Putsches und 
über die Zeit der Militärdiktatur. 
Allende wird heute als wichtige 
historische Persönlichkeit wahr­
genommen. 

Mit dem Militärputsch und 
dem Tod Allendes wurden in 
Chile und weltweit große Hoff­
nungen zerstört. In Chile konn­
te die Unidad Popular (UP), eine 
Koalition von sechs Linkspartei­
en, in der die Sozialisten und 
Kommunisten die stärksten 
Gruppen waren, am 4. Septem­
ber 1970 die Präsidentschafts­
wahl mit Salvador Allende an 
der Spitze knapp für sich ent­
scheiden. Allende hatte nur eine 
relative Mehrheit, erst durch die 
Abstimmung im Parlament, wo 
auch die Christdemokraten für 
ihn stimmten, konnte er Präsi­
dent werden. Seine Regierung 
brachte eine Lawine von sozia­
len Reformen: Initiativen im Bil­
dungswesen, um allen die Schu­
len zu öffnen, für die sie begabt 
sind, Kampf gegen Unterer­
nährung, für jedes Kind in den 
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Stadtrandsiedlungen gratis einen 
halben Liter Milch täglich, Aus­
bau des Gesundheitswesens 
und Öffnung für die Mittellosen, 
sozialer Wohnbau, massive Er­
höhung der Löhne und Gehäl­
ter, dadurch Stärkung der Kauf­
kraft und Erhöhung der Pro­
duktion, wodurch die Arbeitslo­
sigkeit fast ganz beseitigt wurde, 
rasche Durchführung der Land­
reform, die unter seinem Vor­
gänger Eduardo Frei, einem 
Christdemokraten, begonnen 
wurde, aber durch den Wider­
stand der Großgrundbesitzer 
zum Stillstand gekommen war, 
sowie die Wiederherstellung der 
Landrechte der Indigenas, be­
sonders der Mapuche im Süden. 

Chile ist das Land mit den 
größten Kupfervorkommen der 
Welt. Aber es waren nordameri­
kanische Firmen, die die Minen 
ausbeuteten, und Chile ging 
praktisch leer aus. Allende ver­
staatlichte diese Minen, diesem 
Gesetz stimmten im Parlament 
alle Parteien zu, auch die rech­
ten. Die Firmen sollten für ihre 
Investitionen entschädigt wer­
den, doch als berechnet wurde, 
was sie Chile alles gestohlen hat­
ten, ergab sich für die Firmen ein 
großes Minus. In den Fabriken 
versuchten Unternehmer immer 
wieder gegen die Rechte der Ar­
beiter zu agieren, was dazu fü]u·­
te, dass viele Betriebe unter eine 
vorläufige staatliche Verwaltung 
gestellt wurden, es war also kei­
ne Verstaatlichung im eigentli­
chen Sinn. 

Diese Politik brachte 1971 der 
UP bei den Kommunalwahlen 
einen starken Stimmenzuwachs 
(51 % gegen 37 % bei der Präsi­
dentschaftswahl), ja auch noch 
im schwierigen Jahr 1973 wähl­
ten im März 43 % Abgeordnete 
der Regierungskoalition. Dieser 
Stimmenzuwachs zeigte den 
Gegnern Allendes, dass diese 

Regierung durch demokratische 
Mittel nicht gestoppt werden 
konnte. Gegner waren die Groß­
grundbesitzer - auch sie beka­
men für das an die Bauern ver­
teilte Land eine Entschädigung, 
allerdings nur in der Höhe des 
Wertes, den sie für die Steuer an­
gegeben hatten, ebenso die von 
der Inte1vention betroffenen Un­
ternehmer, das Finanzkapital 
und schließlich das Imperium im 
Norden, das eine fatale Bei­
spielswirkung auf ganz Latein­
amerika befürchtete. 

Die Machenschaften gegen 
die UP waren ja schon lange im 
Gange, gleich nach der Wahl 

kauften Chile weder Kupfer 
noch sonst was ab und ließen 
Kupferschiffe in europäischen 
Häfen beschlagnahmen. Allen­
de musste alte Schulden zurück­
zahlen, bekam aber keine neu­
en Kredite. Ersatzteile aus den 
USA wurden nicht mehr gelie­
fert, Nixon und Kissinger kamen 
ilu·em Ziel, die Wirtschaft in Chi­
le zu zerstören, schon sehr nahe. 

Die Christdemokraten liefen 
nun zum Gegner über, sie schlu­
gen sich, wie so oft in ihrer Ge­
schichte, auf die Seite des Stär­
keren. Sie versuchten es mit 
Massenmobilisierung gegen die 
UP, hatten sie doch im Mittel-

In vielen Ländern gab es Proteste gegen den Militärputsch 
und dessen Opfer- Präsident Allende und viele Tausende 

Allendes kam es zur Ermordung 
des Oberbefehlshaber des Hee­
res, General Sclmeider, weil die­
ser geg�n den rechtmäßig ge­
wählten Präsidenten nicht put­
schen wollte. Im Oktober 1972 
inszenierten die Unternehmer, 
die auch den LKW- und Busver­
kehr kontrollierten, einen den 
ganzen Monat andauernden lan­
desweiten Streik, der durch eine 
großartige Mobilisierung der Lin­
ken in seinen Auswirkungen re­
lativien werden konnte. Die USA 
hatten ein Embargo verhängt, sie 

stand, bei den Landarbeitern 
und auch unter den Arbeitern 
eine große Anhängerschaft. Sie 
veranlassten die Arbeiter und 
Angestellten der großen Kup­
fermine EI Teniente zu streiken 
und inszenierten einen Marsch 
nach Santiago. Eine Aktion, die 
zwar ökonomisch viel schadete, 
aber letztlich im Sand verlief, 
weil keine allgemeine Massen­
bewegung daraus wurde, wie 
die Christdemokraten gehofft 
hatten. Und wieder ein Streik 
der Fulu-werksunternehmer, der 
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t cht gegen Präsident Altende 
sich über die Monate Juli und 

August hinzog. Gegen Lastwa­

gen, die dennoch fuhren, wur­

den Attentate verübt, ebenso auf 
die wenigen Bahnlinien. Die 

Versorgung brach zusammen, 
Müdigkeit und Resignation 
machte sich breit. Draußen vor 

der Stadt standen die Lastwagen 
zu Tausenden, Unternehmer 
und Fahrer wurden mit CIA-Gel­

dern dafür bezahlt, dass sie nicht 

arbeiteten. 
Die Spannung stieg von Tag 

zu Tag, ein erster Putschversuch 

Ende Juni blieb eine isolie1te Ak­

t ion, aber die Verfolgung der 
putschisten war sehr nachlässig. 

Kardinal Silva wollte einen Dia­
log zwischen Regierung und 
Christdemokraten zustande­
bringen, aber die Christdemo­
kraten wollten nur mehr diktie­
ren. Schließlich entschloss sich 
Allende zu einer Volksabstim­
mung, um aus der politischen 

Pattstellung zwischen Parlament 
und Regierung herauszukom­
men und um eine Eskalation zu 
vermeiden. Pinochet wusste da­
von und schlug zu, bevor Allen­
de diesen Entschluss der Ö f ­

fentlichkeit mitteilen konnte. 
Die Brutalität der Putschisten 

übertraf alles, was Chile jemals 
erlebt hatte. Tausende ermordet, 

etwa 600.000 gingen durch Ge­
fängnis und Folter, etwa eine 

Million musste ins Ausland 

flüchten, etwa 1.200 Menschen 

sind bis heute verschwunden, 
Entführte, über deren Schicksal 

es bis heute keine Information 

gibt. Eine Brutalität, die aus Ras­
sismus, aus der Verachtung für 
die Unterschicht und aus der 
Propaganda des Antikommu­
nismus entsprang. 

Die Entrüstung über den 

Putsch war weltweit. Es gelang 
der internationalen Solidaritäts­
bewegung, Pinochet zu isolieren. 
Er  wurde nirgends empfangen, 

er musste wenigstens einen Teil 
der politischen Gefangenen frei­
lassen. Seine Schreckensherr­
schaft dauerte fast siebzehn Jah­
re. In den Achtzigerjahren war 
die Volksbewegung gegen ilm so 
stark geworden, dass er Konzes­
sionen machen musste. 1988 ver­
lor er die Abstimmung über ei­
nen weiteren Verbleib als Präsi­
dent, Ende 1989 gab es die ersten 
freien Präsidentenwahlen, sie ge­
wann Patricio Aylwin, gemeinsa­
mer Kandidat von Christdemo­
kraten, Sozialdemokraten und 
Sozialisten. Pinochet blieb Hee-

reschef, dann Senator auf Le­
benszeit. Bei einem Großbritan­
nien-Aufenthalt auf richterlichen 
Antrag unter Hausarrest gestellt, 
entzog er sich einem Prozess 
durch eine angebliche Demenz. 

Pinochets Verfassung aus 
dem Jahre 1980 ist noch in Kraft, 
mit vielen Einschränkungen der 
Demokratie. Die Generalanmes­
tie von 1978, mit der alle Ver­
brechen der Uniformierten bis 
zu dieser Zeit nicht zu belangen 
sind, gilt noch immer, weil die 
rechten Parteien ihre Abschaf ­
fung blockieren. Die Opfer und 

deren Angehörigen sind hinge­
gen noch immer schlecht ge­
stellt, weder Wahrheit noch Ge­
rechtigkeit gibt es. 
Ist die Hoffnung zerstört? Viele 
gedachten mit Isabel Allende, 
der Tochter des Präsidenten, 
der Opfer des Putsches mit einer 
mehitägigen Musilcveranstaltung 
im Nationalstadion, das als KZ 
benutzt worden war. Das große 
Musikfest hatte den Titel: ,,Der 
Traum lebt." Traum und Hoff­
nung sterben nicht, aber sie wer­
den nicht so schnell Realität, wie 
wir es uns wünschen. • 

Chile-Gedenken im Parlament 

D
er Zweite Präsident des 
Nationalrates, Dr. Heinz 
Fischer, und die Öster-

reichisch-Chilenische Gesellschaft 
luden, anlässlich des 30. Jahres­
tages des Militärputsches in Chi­
le, zu einer eindrucksvollen Ge­
denkstunde in die Räume des 
Parlaments. Heinz Fischer hob in 
seiner Einleitung die Verbunden­
heit der Sozialdemokraten mit der 
chilenischen Demokratie hervor, 
die mit dem gewaltsamen Tod 
Salvador Allendes und der Er­
mordung tausender Funktionäre 
und Mandatare ein jähes Ende 
fand. In Österreich half vor allem 
die SPÖ den politischen Flücht­
lingen, ein einigermaßen erträg­
liches Exil zu finden. 

Bruni Fuchs, die Vorsitzende 
der Österreichisch-Chilenischen 
Gesellschaft, und Herbe1t Berger 
hoben die Bedeutung der Chile­
Solidaritätsfront hervor, die eine 
breite Unterstützung der Linken 
Österreichs finden konnte. In 
dieser Solidaritätsfront hat auch 
Prof. Josef Hindels, der stellver­
tretende Vorsitzende der Frei­
heitskämpfer, eine bedeutende 
Rolle gespielt. 

Nach dem chilenischen Bot­
schafter Raimundo Gonzalez 
Aninat hielt der Klubobmann 
der Sozialistischen Partei Chiles, 
Prof. Fidel Espinoza Sandoval, 
eine ergreifende Rede, in der er 
den Österreichern für ihre Soli­
darität dankte. Er schilderte, wie 
sein Vater, ein frei gewählter 
Abgeordneter, von den Militärs 
verhaftet und nach einigen 
Wochen auf freiem Feld ermor­
det wurde. So ist es auch vielen 
anderen chilenischen Demokra­
ten ergangen. V iele Morde sind 
noch unaufgeklärt und eine 
echte Aufarbeitung dieser 
schwarzen Periode der Pino­
chet-Diktatur 
wird noch 
lange dauet·n. 

herausgegeben von der Edition 
Volkshochschule, präsentiert 
(141 Seiten, Preis: 10 Euro). 

Eine weitere Veranstaltung 
fand im Allende-Hof, in Sinune­
ring, statt. Landtagspräsident 
Johann Hatzl gedachte der Op­
fer des brutalen faschistischen 
Militärputsches und der Solida­
rität, die in Europa und in der 
Welt, den politischen Flüchtlin­
gen aus Chile gewährt wurde. 
Er bezeiclmet in seiner Gedenk­
rede Präsident Allende als die 
damalige personifizierte Hoff ­
nung für Demokratie, Freiheit 
und Gerechtigkeit in Latein-
amerika. •

Bei dieser 
Veranstaltung 
wurde auch 
das Buch von 
Herbert Ber­
ger „Solidarität 
mit Chile - Die 
österreichische 
Chile-Solida­
ritätsfront 
1973-1990", 

Nationalratspräsident Fischer begrüßt den 
Klubobmann der SP Chiles Espinoza Sandoval 
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Hartheim: Von Ausgre 
1 m Zentrum der sehenswer­

ten Ausstellung „Weit des Le­

bens" im Schloss Hartheim 

steht die Haltung und der Um­

gang der Gesellschaft mit be­

hinderten Menschen. Der be­

trachtete Zeitraum erstreckt sich 

vom Zeitalter der Industriali­

sierung bis zur Gegenwart. Der 

Bogen spannt sich von der Sor­

tierung der Menschen in öko­

nomisch „Brauchbare" und 

„Unbrauchbare" am Beginn der 

Industriegesellschaft bis zur ak­

tuellen Forderung nach gesell­

schaftlicher Gleichstellung be­

hinderter Menschen. 

Die Ermordung behinderter 

Menschen als „lebensunwertes 

Leben" im Nationalsozialismus 

bildet in dieser Entwicklung 

das negative Extrem und einen 

Brennpunkt der Reflexion, 

war doch Schloss Hartheim 

von 1940 bis 1944 eine der 

sechs Euthanasieanstalten des 

Dritten Reiches und steht so­

mit als mahnendes Beispiel 

dafür, wo Ausgrenzung enden 

kann. 

e) Die f!usmer3ung !ran!en unb 
minbermertigen <Erbgutes ..... 387 
Die Bela\tung bes beut\d)en 

Dolles burcf/ !ran!fJaft Dw 
anlagte . . . . . . . . . . . . . . . . . 387 

(J;e[e� 3ur Der!Jütung erb!ran!en 
!tad)mudJ\es .............. 388 

Die Be!ämpfung ber (jje\d)led1ts, 
fran!!Jeiten . . . . . . . . . . . . . . . 389 

(J;efet gegen gefä!Jr!id)e (J;emo'T)n, 
!Jeitsoerbred1er unb über mafl, 
nafJmen ber Sicf/erung unb 
Befferung ................ 390 

(jjefe� 3um Sd)ute ber (frfi, 
gefunb!Jeit bes beutfd1e_n Do[, 
fes (<E1Jegefunbl1eitsgefet) ... 390 

f!usmer3e ber f!\03ialen ....... 391 

fJ Die f!usmer3e fremben <Erbgutes 392 
Juben, tlegermifd1!inge unb 3i• 

geuner ................... 392 
Das Jubentum ·-'- ein (jjemifcf) 

ungünftiger Ra\jenmerfmale 392 
Raffifcf)e fier!un� unb -0:nt, 

mic!lung bes Jubentums .. 396 
Die !türnberger <liefete ...... 398 

g) f!uslefe unb (J;attenmal)I ..... 401 

Einschlägige Kapitel in 
einem nazideutschen 
„Lebenskunde"-Schulbuch 
für Gymnasien 
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Die Vorstellung einer exis­

tenziellen Bedrohung der 

europäischen Gesellschaften 

durch eine „Degeneration im 

Inneren", verursacht durch die 

„überproportionale Vermeh-

rung Minderwertiger", bildete 

ab 1900 ein zentrales Element 

der gesellschaftspolitischen 

Diskussion in Europa wie in 

den USA. Die Menschen­

verluste des Ersten Weltkriegs 

spitzten diese Standpunkte 

noch zu: Während die besten 

jungen Männer, so der allge­

meine Tenor der Eugeniker, in 

diesem Krieg ihr Leben lassen 

mussten und damit für die 

Weitergabe ihrer wertvollen 

Erbsubstanz verloren waren, 

vermehrten sich die „Minder­

wertigen" ungebremst. 

Sozialpolitiker und Medi-

ziner aller politischen 

Richtungen, darunter auch 

Sozialdemokraten, beschäftig­

ten sich auf der theoretischen 

Ebene intensiv mit Themen 

wie Geburtenregelung und 

Menschenökonomie, Auslese 

und Zuchtwahl, ,,Entartung" 

und „Aufartung". In der tiefen 

wirtschaftlichen Krise der spä­

ten zwanziger Jahre des 20. 

Jahrhunderts wurde der Ruf 

nach einer Lösung des 

Problems der Nichterziehbaren 

(,,Asozialität") und Nicht­

therapierbaren (,,Erbkranke") 

immer lauter. Das Kriterium 

der (ökonomischen) Nützlich­

keit menschlichen Lebens ge­

wann unter dem durch die 

Krise verschärften Kostendruck 

im Sozial- und Gesundheits­

wesen eine neue Dimension: 

Nun wurde zunehmend lauter 

darüber diskutiert, ob und wie 

weit staatliche Fürsorgemittel 

überhaupt für die Unterstüt­

zung von „Minderwertigen" 

eingesetzt werden sollten. 

Schloss Hartheim in Oberösterreich: Hier fanden im Krieg 
die Euthanasiemorde der Nationalsozialisten statt. 

Im Dritten Reich wurde be­

reits am 14. Juli 1933 ein 

,,Gesetz zur Verhütung erb­

kranken Nachwuchses" be­

schlossen. Es sah die Zwangs­

sterilisierung von Geisteskran­

ken vor, von denen angenom­

men wurde, dass ihre Krank­

heit vererbbar sein könne. 

Weitere Gesetze folgten, so ein 

Ehegesundheitsgesetz, das 

Eheverbote festlegte, wenn 

,,für die Volksgemeinschaft un­

erwünschter Nachwuchs" zu 

e1warten war. Auf diese Weise 

sollte vor allem der Nachwuchs 

so genannter „Asozialer" ver­

hindert werden. Dazu kamen 

die Rassegesetze, die Sexual­

verkehr und Ehen zwischen 

Juden und „Ariern" unter Strafe 

stellten. Das war erst der 

Anfang. Im Krieg begann die 

syste1vatische „Ausmerzung" 

Geisteskranker, Behinderter 

und „Asozialer" durch Mord. 

Vom Frühjahr 1940 bis 

August 1941 wurden aus 

Krankenanstalten, Pflege- und 

Altenheimen des südostdeut­

schen Raumes planmäßig „nicht 

besserungsfähige" Insassen ab­

transportiert und in Hartheim 

ermordet; die so genannte 

Hartheimer Statistik zählt 

18.269 Opfer. Ab Sonuner 1941 

wurden in den Tötungs­

einrichtungen in Hartheim auch 

Häftlinge aus Konzentrations­

lagern ermordet. Vor allem 

Häftlinge der KZs Mauthausen 

und Dachau und der zahlrei­

chen Nebenlager, aber auch 

Zwangsarbeiter aus Osteuropa 

wurden in Hartheim bis Ende 

1944 getötet. 

Gaskammer, Technikraum, 

Leichenraum und Krematori­

umsraum bilden den Ort der 

nationalsozialistischen Massen­

tötungen. Allerdings erschließt 

sich die Geschichte dieses 

Ortes nicht von selbst. Dafür ist 

die Ve1wischung der Spuren 

durch die nationalsozialisti­

schen Rückbaumaßnahmen 

der Jahreswende 1944/45 ver­

antwortlich. Alle Tötungsein­

richtungen wurden beseitigt, 

sodass bei oberflächlicher 

Betrachtung nichts mehr auf 

die Geschichte der Jahre 1940 

bis 1944 hinweist. Die Räume 

der heutigen Gedenkstätte 

mussten daher auf diese ihre 

Geschichte befragt werden. 

Erst wenn die Spuren des 

Geschehens gefunden, gesi­

chert und gedeutet werden, 

können sie von den Besuchern 
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zung zu Massenmord 
auch „gelesen" werden. In die­

sem Sinn wurden die Spuren 

der NS-Euthanasie in diesen 

Räumen behandelt: Zuge­

mauerte Türen, die Spuren des 

Gasrohrs, der Abdruck der ab­

geschlagenen Fliesen im 

Fliesenbett wurden freigelegt 

und benannt. Die einschnei­

dendste Maßnahme besteht 

aber in einem Schnitt durch die 

Tötungsräume, der die An­

ordnung der mechanisierten 

Tötungsstrecke sichtbar macht. 

Durch den Schnitt führt ein 

Steg, der den Weg der 

Besucher vorgibt. Die 

Tötungsräume können durch­

schritten, aber nicht betreten 

werden. Aus dieser Distanz 

heraus entscheidet jeder 

Besucher selbst, wie nahe er 

das historische Geschehen an 

sich heranlässt. 

Auch in Bernburg in 

Sachsen-Anhalt befindet sich 

eine Gedenkstätte für Opfer 

der NS-Euthanasie. In Bern­

burg wurde neben vielen an­

deren unsere Genossin Käthe 

Leichter vergast. Ein Teil der 

1875 gegründeten Anhaltischen 

Landes-Heil- und Pflegeanstalt 

Bernburg gehörte von 1940 bis 

1943/45 zu den sechs Orten, in 

denen mehr als 70.000 kranke 

und behinderte Menschen und 

mehrere tausend KZ-Häftlinge 

in Gaskammern getötet wur­

den. Im Oktober 1940 wurde 

im Keller eine Vernichtungs­

anlage installiert, die im 

Wesentlichen aus einer Gas­

kammer (ca. 14 m2), einem 

Sezierraum, einem Leichen­

raum und einem Krematorium 

mit zwei Verbrennungsöfen be­

stand. 

Wenn ein Transport mit 

Patientinnen und Patienten, 

später mit KZ-Häftlingen, an­

gekommen war, wurden die 

Menschen zunächst im 

Erdgeschoß registriert, entklei­

det, fotografiert und zur 

Festlegung der (falschen) 

Todesursache an einem Arzt 

vorbeigeführt. Bis zum 

Eingang in die Gaskammer im 

Keller erfolgte die Begleitung 

durch Pflegepersonal. Jeweils 

60 bis 75 Menschen wurden 

durch Kohlenmonoxyd-Gas er­

stickt. Nach der internen 

Statistik des nationalsozialisti­

schen Regimes starben in der 

„Euthanasie"-Anstalt Bernburg 

vom 21. November 1940 bis 

zum 24. August 1941 9.385 

kranke und behinderte 

Menschen. 

Ab August 1941 wurden in 

„ E u t h a n a s i e "  - A n s t a l t e n  

Häftlinge aus Konzentrations­

lagern im Rahmen der so ge­

nannten „Sonderbehandlung 

14 f 13" ermordet, allein in 

Bernburg etwa 5.000 fast 

ausschließlich jüdische Häft­

linge aus den Konzentrations­

lagern Buchenwald, Flossen­

bürg, Groß-Rosen, Neuen­

gamme, Ravensbrück und 

Sachsenhausen (,,14 f 13" war 

die Geheimchiffre für die wirk­

liche Todesart, im Akt wurde 

„offiziell" eine natürliche 

Todesart angegeben). Nach der 

Einstellung der Morde blieben 

die wesentlichen Teile der 

Vernichtungsanlage baulich er­

halten. 

Der eigentliche Wahnsinn, 

den man beim Besuch dieser 

Gedenkstätten realisiert, ist, 

wie wenig Platz die Nazis für 

die komplette Vernichtung 

zehntausender Menschen und 

die Beseitigung der Spuren 

brauchten. Auch die Ver­

brechen der Nazis an Kranken 

und Behinderten dürfen „nie­

mals vergessen" werden! • 

Gerald Netzt 

Ausstellung noch bis 3. November 2003 

M
ehrere Bezirksgruppen des Bundes

Sozialdemokratischer Freiheits­

kämpfer, darunter die Bezirksgruppe Wien 

Innere Stadt, unter der Leitung von Edith 

Krisch und Günther Sidl (unser Foto), und 

die Bezirksgruppe Wien-Ottakring, unter 

der Leitung von Willy Wagner, besuchten 

die nach modernen Präsentationskonzep­

ten gestaltete Ausstellung, die noch bis 

3. November 2003 besichtigt werden kann.

Der Eintritt zur Ausstellung und zur Ge­

denkstelle ist kostenlos. Lediglich für die 

Führungen werden folgende Tarife ver­

rechnet: Führung allgemein€ 2,-- pro Per­

son. Ermäßigter Führungstarif für Schul­

klassen und Personen mit besonderen Be­

dürfnissen€ 1, - pro Person. 

Nähere Informationen im Internet unter: 

http:/ /www.schloss-hartheim.at, oder te­

lefonisch: +43/(0)664/101 37 30 
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Otmar Brix - ein 

Sterben vor der Zeit 

Für Rehabilitierung der 
Wehrmachtsdeserteure! 

D
er Simmeringer Be­

zirksvorsteher Otmar 

Brbc, seit seiner Jugend 

ein aktiver Antifaschist, der 

D
as Personenkomitee 

„Gerechtigkeit für die 

Opfer der Militärjustiz" 

verlangt, wie berichtet, die 

Aufhebung der NS-Urteile 

gegen Wehrmachtsdeserteure 

und Kriegsdienstverweigerer. 

Mit einer Erklärung von Jus­

tizminister Dieter Böhmdor­

fer dazu sind sie nicht ein­

verstanden. Böhmdorfer stell­

te kürzlich im Justizausschuss 

dung als „Rehabilitierungs­

farce": ,,Wir wollen, dass die 

Urteile unmissverständlich 

aufgehoben werden." Auch 

der Dachverband der Opfer­

verbände hat sich bereits 

wiederholt für die völlige 

Rehabilitierung der Wehr-

machtsdeserteure ausge-

sprachen. 

In Österreich leben noch 

etwa 200 bis 300 Opfer der 

immer eng mit den Sozialisti­

schen Freiheitskämpfern ver­

bunden war, wurde plötzlich 

aus dem Leben gerissen. Rosa 

Jochmann, selbst Simmerin­

gerin, war für ihn ein Vorbild 

und eine Förderin seines po­

litischen Engagements. Seine 

Laufbahn begann in der Be­

zirksvertretung Simmering 

und führte ihn von 1985 bis 

1994 in den Wiener Gemein­

derat. Von 1994 bis 2001 war 

er Abgeordneter zum Natio­

nalrat und ab dem Jahre 2001 

wurde er Bezirksvorsteher in 

seinem Heimatbezirk. Poli­

tisch war er zunächst in Sim­

mering als Bezirkssekretär 

und später als stellvertrteten­

der Landessekretär der Wie­

ner SPÖ tätig. 

des Parlaments, wo die Sozi- NS-Militärjustiz. Insgesamt 

Bei der großen Trauer­

kundgebung auf dem Sim­

meringer Friedhof sprachen 

sein langjähriger Freund, 

Landtagspräsident Johann 

Hatz!, und für den Sport­

bereich der Präsident des 

ASKÖ, Bundesminister a. D. 

Franz Löschnak, Worte des 

Abschieds. Erschütternd und 

bewegend für alle war die 

Abschiedsrede seiner Tochter 

Johanna. • 

Wir gratulieren 

aldemokraten das Verlangen 

des Personenkomitees zur 

Sprache brachten, einen Er­

lass an alle Gerichte in Aus­

sicht, dass die Urteile bereits 

als aufgehoben gelten. Als 

gesetzliche Basis soll ein Am­

nestiegesetz aus dem Jahr 

1946 gelten. Die Nationalrats­

präsidenten Khol und Fischer 

traten für die Abhaltung einer 

Enquete ein. 

Das Personenkomitee be­

zeichnet Böhmdorfers Vor­

gangsweise in einer Aussen-

Z
um 99. Geburtstag: Christine Rois, Wien. 98. Geburtstag: Karoline Schmied , Bruck/Mur. 
95. Geburtstag: Heinrich Helml , Attnang-Puchheim; Rosa Pongratz, Wien. 94. Geburtstag:

Alois Aichberger, Neunkirchen; Margarethe Edletzberger, Völkermarkt; Maria Grasberger,
Christine Sachs , Wien. 93. Geburtstag: Franz Kramer, Graz; Stefanie Doleysch, Johanna Stein, Salz­
burg; Jakob Pulverer, Steindorf. 92. Geburtstag: Hedwig Rohata , Mödling; Maria Barock, lrma Mraz, 
Rudolf Rauscher, Anna Sagmeister, Wien. 91.Geburtstag: Leonhard Krangier, Rennweg; Karl Heinz, 
Fritz Weber, Wien. 90. Geburtstag: lda Nager, Gratkorn; Kurt Wasserberger, Rehovoth; Ernestine Di­
voky, Hermine Filipic , Margarete Löffler, Franz Obritzberger, Wien. 85. Geburtstag: Othmar Habel , 
Deutsch-Wagram; Meta Kodym, Guntramsdorf; Luise Schöpf, Innsbruck; Feli;< Hauser, Lichten­
wörth; Karl Pfeiffer, Salzburg; Frieda Riedl, St. Pölten; Johann Hammerer, Johann Kinzelberger, Wien. 
80. Geburtstag: Erhard Pickheim, Graz; Anna Probst, Hornstein; Rosa Berger, Salzburg; Anna Pa­
scher, St. Margarethen; Bibiane Höfer, Tragöß; Frieda Bergmann , Gerti Curda , Karl Hirtenstein, Franz
Mödlagl, Otto Neuwerth, Annemarie Reiss, Gerhard Schneider, Alois Spandl , Leopold Stangl, Anna
Stricker, Wien. 75. Geburtstag: Dkfm.Dr. Helmuth Vogl, Eisenstadt; Franz Lepka, Kuchl; Margaretha
Friedhuber, lnge Glück , Eva Kapeller, Friederike Steininger, Linz; Franz Muhr, Mannswörth; Johann
Hoffmann, Salzburg; Franz Scharf, St.Peter-Freienstein; LAbg. Bgm. a. D. Johann Wedl, Melanie
Wedl, Trumau; Josef Brunner, Wilhelmsburg; StR a. D. Walter Bittner, Wiener Neustadt; Ing. Ernst
Braun, Franz Bria, Rosi Guttmann, Mag. Dr. Karl Partisch, Edmund Paulus, NR a. D. Stefan Schemer,
Alois Simanek , Felix Spitzer, Hans Taschner, August Zeller, Wien.
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verurteilten die Nazigerichte 

25.000 Deserteure zum 

Tode. 15.000 wurden hinge­

richtet. • 

Birkenau verfällt 

Das ehemalige Vernichtungs­

lager Birkenau verfällt zuse­

hends. Eine private Initiative 

wirkt gegen das Vergessen 

und Leugnen. 

Weitgehend unbeachtet von 

der Öffentlichkeit verfällt 

eine Gedenkstätte, die an 

den beispiellosen Massen­

mord der Nationalsozialisten 

erinnert: Die Gedenkstätte 

des KZ Auschwitz mit seinem 

Vernichtungslager Birkenau, 

das Synonym überhaupt für 

die bürokratisch organisierte 

Vernichtung von Millionen 

Menschen. Vor allem hier, an 

dem zentralen Ort der „End­

lösung der Judenfrage", hat 

sich die systematische Er­

mordung der europäischen 

Juden vollzogen. Der in 

Deutschland ansässige „Ver­

ein zum Erhalt der Gedenk­

stätte Auschwitz-Birkenau 

e.V." bemüht sich seit fünf

Jahren, die Erhaltungsarbei­

ten in Polen finanziell zu un­

terstützen, über den Zustand

der Gedenkstätte aufzuklären 

und gegen das Vergessen und 

Leugnen zu wirken.
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Schandflecl< ,,Anhaltelager'' Wöllersdorf 

K
onservative Historiker 

versuchen in letzter Zeit 

verstärkt, die Rolle von 

Bundeskanzler Engelbert Doll­

fuß als Märtyrer des Widerstan­

des gegen den Nationalsozialis­

mus hervorzukehren; und dabei 

vergessen zu machen, dass sein 

autoritärer Kurs, mit dem Ziel der 

Zerschlagung der Demokratie 

und der Arbeiterbewegung, 

Österreich der wichtigsten Kraft 

im Kampf gegen Hitler beraubt 

hat. 

Im Jahr 1933 wurden von der 

Christlichsozialen Partei unter 

Dollfuß und der Heimwehr des 

,,Fürsten" Starhemberg die Wei­

chen für einen Faschismus öster­

reichischer Spielait gestellt. Nach­

dem Dollfuß mit Polizeigewalt 

das Parlament am Zusammen­

treten gehindert und Neuwahlen 

strikt abgelehnt hatte, begann die 

drastische Einschränkung der 

Bürgerrechte. Die Hauptstoß­

richtung der Regierung ging ge­

gen die Arbeiterbewegung. Sie 

folgte dabei in ihrem hasserfüll­

ten Antima1xismus nur zu gern 

dem Druck ihres „Schutzherrn" 

Mussolini. Schon am 31. März 

wurde der Republikanische 

Schutzbund (die Wehrorganisa­

tion der Sozialdemokraten) für 

aufgelöst erklärt; im gleichen 

Atemzug aber wurde die Heim­

welu· als Hilfspolizei etablieit. Im 

Mai folgte das Verbot der kleinen 

Kommunistischen Partei und lin­

ker Splittergruppen sowie der 

,,Freidenker"-Organisation. 

In Verkennung der tödlichen 

Gefahr, die Österreich von den 

Nazis drohte, versuchten Regie­

rungsvertreter noch im Mai, sie 

durch Verhandlungen in ihre Ko­

alition einzubinden. Als diese 

scheiterten, verlegten sich die 

Nazis aufTeITor. Er erreichte sei­

nen Höhepunkt, als am 10. Juni 

nahe Krems bei einem Handgra­

natenüberfall auf eine christliche 

Turnergruppe ein Mann getötet 

und 26 zum Teil schwer verletzt 

wurden. Nun wurde die NSDAP 

in Österreich verboten. 

Um die diversen seit März er­

lassenen Verbote exekutieren zu 

können, schuf sich die Regierung 

eine eigene politische Strafge­

richtsbarkeit. In allen Bundes­

ländern wurden Sicherheitsdi­

rektoren ernannt, die direkt dem 

Bundeskanzler unterstanden. Für 

die „Aufrechterhaltung der öf­

fentlichen Ruhe, Ordnung und 

Sicherheit" konnten sie nach dem 

Polizeistrafrecht politische Geg­

ner sechs Wochen lang inhaftie­

ren und zu hohen Geldstrafen 

verurteilen. 

Von Innenminister Emil Fey 

und anderen Heimwehrführern 

ließ sich Dollfuß zu noch schär­

feren Maßnalm1en drängen. ,,Wir 

müssen unsere Gegner überhit­

lern", drückte es ein Regierungs­

mitglied drastisch aus, als im 

Sonuner 1933 die Errichtung von 

,,Anhaltelagern" nach dem Vor­

bild der deutschen achbarn ins 

Auge gefasst wurde. Das war 

nicht gleich durchzusetzen, denn 

Vizekanzler Franz Winkler vom 

liberalen Koalitionspa1tner Land­

bund lehnte im Ministerrat die 

Errichtung solcher Lager ab. Nun 

dürfte Fey den Kanzler - so weit 

dies überhaupt nötig war- unter 

Druck gesetzt haben: entweder 

auf den Landbund oder auf die 

Heimwehr verzichten. Da die 

Drohung eines Heimwehrput­

sches permanent war, fiel Doll­

fuß die Entscheidung nicht 

schwer. Er ließ sich vom Minis­

terrat die Ermächtigung für die 

Errichtung von „Sanm1ellagern" 

geben. Der Landbund schied aus 

der Regierung aus, was für diese 

angesichts der Ausschaltung des 

Parlaments, in dem Dollfuß zu­

vor nur noch über eine Stimme 

Mehrheit verfügt hatte, olmedies 

bedeutungslos war. 

Das erste und größte Anhal­

telager in Österreich wurde auf 

einem Industriegelände im nie­

derösterreichischen Wöllersdorf 

errichtet. Am 17 Oktober 1933 

bezogen die ersten Häftlinge die­

se für Österreich neue „Einrich­

tung". Es waren zehn Männer 

und eine Frau aus der Steier­

mark, die sich für die nun illega­

lie Nazipartei betätigt hatten 

(Frauen kamen später nur noch 

in „normale" Gefängnisse). Be­

wacht wurde das Lager von 

Gendarmen und Heimwelu·lern. 

Weitere Anhaltelager wurden 

dann in Kaisersteinbruch, Nau­

ders-Finstermünz und Graz-Mes­

sendorf errichtet. 

Am 1. Februar 1934 waren be­

reits 173 Personen in Wöllersdorf 

inhaftiert, doch die „große Zeit" 

des Barackenlagers begann nach 

muss rückblickend gesagt wer­

den, dass sich Wöllersdorf kei­

neswegs mit Hitlers KZs, ge­

schweige denn mit den Vernich­

tungslagern der Kriegszeit, ver­

gleichen ließ. Die illegale Tätig­

keit wurde auch im Lager fortge­

setzt, gegen Exzesse der Heim­

welu·ler wurden Hungerstreiks or­

ganisiert, und gelegentlich gelang 

einzelnen Inhaftierten - wie den 

Kommunisten Himberg und 

Honner-die Flucht. Der Höchst­

stand an Inhaftierten wurde im 

Oktober 1934 mit 5 302 Mäimern 

erreicht. 1938 musste Bundes­

kanzler Schusclmigg nach seiner 

Unterredung mit Hitler in Berch­

tesgaden das Lager auflösen. Die 

Nazis brannten die Wöllersdorfer 

Baracken nieder - gleichzeitig 

1974 wurde auf dem Gelände des ehemaligen austrofaschis­
tischen Anhaltelagers Wöllersdorf ein Mahnmal für die 
dort Gefangenen errichtet 

dem 12. Februar 1934, als Hun­

derte von Sozialdemokraten das 

Lager füllten; ein weiterer großer 

Zuzug erfqlgte nach dem ge­

scheiterten Juliputsch der Nazis, 

in dessen Verlauf Dollfuß im Bun­

deskanzleramt erschossen wor­

den war. Auch andere, kleinere 

Lager wurden 1934 e1Tichtet. Für 

die östeITeichische Öffentlichkeit 

war Wöllersdorf ein Schock, der 

weitl1in die Ablelmung des auto­

ritären Systems ve1tiefte und auch 

vom westlichen Ausland selu· kri­

tisch beurteilt wurde. Allerdings 

aber fuhren schon politische 

Gegner ins KZ Dachau - und 

nach wenigen Monaten Nazi­

herrschaft wurde in Mautl1ausen 

ein Konzentrationslager e1Tichtet, 

gegen das die Verhältnisse in 

Wöllersdorf fast einem Ferien­

lager glichen. Aber das konnten 

die, die in Wöllersdorf saßen, 

nicht wissen - für sie war die 

Freiheitsberaubung eine der 

schlimmsten Unterdrückungs­

maßnalm1en des austrofaschisti­

schen Regimes. • 

Herbe11 Exenberger 
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Diplomaten als Lebensretter 
W

er auch nur ein einzi­
ges Leben rettet, der 
rettet die ganze Welt", 

heißt es im jüdischen Talmud. 
Unter diesem Motto stand die 
kürzlich im Wiener Rathaus ge­
zeigte Ausstellung „Visas for 
Life", die einer Reihe von Diplo­
maten gewidmet war, die in den 
finsterenJahren der nazistischen 
Judenverfolgung- oft gegen den 
Willen ihrer Regierungen - mit 
ilu-em persönlichen Einsatz Men­
schen davor bewahrten, in die 
Mordmaschinerie zu geraten. 

Mit Ausnahme von Raoul Wal­
lenberg, der Tausende Budapes­
ter Juden vor der Ermordung ret­
tete und tragischerweise nach 
der Besetzung der ungarischen 
Hauptstadt durch die Rote Armee 
nach Sibirien verschleppt wurde 
und dort umkam, hat man bisher 
kaum etwas von der Tätigkeit 
solch mutiger Diplomaten ge­
wusst. Die vom American Jewish 
Committee, dem Wiesenthal 
Center und anderen Stellen initi­
ierte Dokumentation, die als 
Wanderausstellung nun auch in 
Wien zu sehen war, legt Zeugnis 
dafür ab, dass es auch noch an­
dere mutige Diplomaten gab, die 
Juden das Leben retteten. 

Die Rettungsaktionen fanden 
zwischen 1933 und 1945 statt. 
Beteiligt waren Diplomaten aus 
25 verschiedenen Ländern, die 
das Menschliche wagten, ob­
wohl sie damit ihre Karriere und 
manchmal auch ihr Leben aufs 
Spiel setzten. 

Als Hitler Österreich annek­
tierte, waren hier vor allem zwei 
Diplomaten erfolgreich, jüdi­
schen Flüchtlingen die Ausreise 
zu ermöglichen. Der schweizeri­
sche Generalkonsul in Bregenz, 
Ernest Prodolliet, stellte 1938 
hunderte nicht genehmigte Ein­
reisevisa in sein Land aus. Damit 
nicht genug, half er jüdischen 
Flüchtlingen, illegal über die 
schweizerische Grenze zu 
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konunen, oft, indem er sie per­
sönlich an die Grenze brachte. Er 
arbeitete damit eng mit dem 
Schweizer Grenzpolizisten Paul 
Grüninger zusammen, der bis 
Dezember 1938 rund 3.600 
Flüchtige auch ohne Dokumen­
te passieren ließ. Grüninger wur­
de im Dezember 1938 von sei­
nem Amt suspendiert, zu einer 
Geldsu·afe verrnteilt und aus dem 
Staatsdienst entlassen; erst 1994 
wurde er rehabilitiert. Prodolliet 
wurde von seinen Vorgesetzten 
gerügt, nach Amsterdam versetzt, 
dennoch verhalf er auch dort 
Juden 1942 mit Schutzbriefen, 
ilu·en Verfolgern zu entkommen. 

_?!;:\ + 

Chiune Sugihara in der damali­
gen litauischen Hauptstadt Kau­
nas, als zahlreiche Juden bei 
Kriegsausbruch 1939 aus dem 
damals polnischen Wilna nach 
Litauen flohen. Zunächst war für 
sie die Ausreise noch möglich. 
Als Litauen von der Sowjetunion 
annektiert wurde und die aus­
ländischen Vertrenmgen aufge­
hoben wurden, gelang es Sugi­
hara, vielen Juden durch japani­
sche Visa den Transit durch die 
Sowjetunion in den Femen 
Osten zu ermöglichen. Er stellte 
3.500 solche Visa aus (wofür er 
keine Kompetenz hatte). Noch 
1947 wurde er fristlos und ohne 

Jüdische Verfolgte versuchen 1944 in Budapest, in der 
Botschaft der Schweiz Schutzbriefe zu erhalten 

Der chinesische Generalkon­
sul in Wien Feng Shan Ho stellte 
1938 gegen den Willen seiner 
Vorgesetzten mehrere tausend 
lebensrettende Visa aus. Bis 
Kriegsausbruch erteilte er Aus­
reisegenehmigungen, danach ge­
lang il1m noch, vielen die Einrei­
se in die internationalen Nieder­
lassungen in Shanghai zu er­
möglichen, für die man kein Vi­
sum brauchte. Ob auf der Durch­
reise oder um in Shanghai zu 
überleben, entgingen so Hun­
derte dem Tod. 

Besonderen Mut bewies auch 
der japanische Generalkonsul 

Pensionsanspruch entlassen. 
Mit dem Einsetzen der De­

portation in die Vernichtungsla­
ger - nach Auschwitz, Sobibor, 
Treblinka - drängten die Nazis 
auch d,ie Regierung des verbün­
deten Ungarn zur Auslieferung 
der Juden. Während insbeson­
dere in den ehemals rumäni­
schen und jugoslawischen Ge­
bieten, die Hitler Ungarn über­
lassen hatte, schon Deportati­
onszüge zusammengestellt wur­
den, begann die gnadenlose Ver­
folgung ab März 1944, als die 
Deutschen Ungarn besetzten. Auf 
Befehl der Besatzungsbehörden 

wurden die Ausreisemöglichkei­
ten für Juden gesperrt. 

Vor allem zwei Diplomaten 
verstanden es, diese Bestim­
mungen für tausende Juden nicht 
wirksam werden zu lassen. Der 
schweizerische Vizekonsul Car! 
Lutz erwirkte nach zähen Ver­
handlungen mit der Besatzung 
die Bewilligung zur Ausreise von 
rund 8.000 Juden, denen er 
Schutzbriefe ausgestellt hatte. 
Die von den Deutschen bewil­
ligten „8.000 Ei..nl1eiten" interpre­
tierte er als 8.000 Familien und 
konnte sie, da die Ausreise nach 
Palästina nicht mehr möglich 
war, in geschützten Häusern un­
terbringen. Lutz hatte dadurch, 
so seine Vorgesetzten, seine 
Kompetenzen überschritten, er 
wurde erst 1995 rehabilitiert. 

Als der schwedische Ge­
schäftsmann Raoul Wallenberg 
als Diplomat im Juni 1944 nach 
Ungarn kam, waren bereits 
437.000 Juden aus den annek­
tierten Gebieten und der Provinz 
nach Auschwitz abtransportiert 
worden. Für Budapest aber hat­
te Horthy schließlich die Depor­
tation der 250.000 BudapesterJu­
den gestoppt. Jedoch nach dem 
Pfeilk.reuzler-Putsch im Oktober 
setzten auch in der Hauptstadt 
brutale Judenverfolgungen ein. 
Wallenberg begann Schutzpässe 
auszustellen und brachte 7.000 
Verfolgte in geschützten Häu­
sern, dem so genannten „inter­
nationalen Ghetto", unter. Mit 
persönlichem Einsatz und 
Mut versuchte Wallenberg, den 
Schutzpässen Geltung zu ver­
schaffen. Selbst als im November 
1944 Eichmanns Sonderkom­
mando und Pfeilk.reuzlerbanden 
Juden zum angeblichen Arbeits­
einsatz trieben, ve1teilte er noch 
solche Schutzpässe. 

Dies sind nur einige der 
25 Diplomaten, durch deren 
Menschlichkeit Zehntausenden 
das Leben gerettet wurde. • 
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1933: Die verbotene Republikfeier 

A
m 11. und 12. November 

1933 jährten sich der To­

destag Victor Adlers und 

der Tag der Gründung der Re­

publik Österreich zum 15. Mal. 

Das „Lied der Republik", 1928 

von Karl Schneller gedichtet und 

von Julius Wachsmann vertont, 

in dem es heißt: ,,Herzenflam­

men, Augen blitzen./ Freiheit ist 

die Republik/ Unsre Treue soll sie 

schützen,/ Unser Weg ist ihr Ge­

schick", wurde im November 

1933 zum leidenschaftlichen Be­

kenntnis der Sozialdemokratie, 

trotz vieler Verbote und rigoro­

ser Zensur. Selbstverständlich 

meldeten die Wiener Sozialde­

mokraten, wie jedes Jahr, einen 

Aufmarsch auf der Ringstraße 

zum Denkmal der Republik un­

ter dem Motto „Für die Freiheit 

und Unabhängigkeit der Repu­

blik" an. Weiter planten die So­

zialdemokraten für 13. Novem­

ber einen Fackelzug zu Ehren 

von Karl Seitz, der am 13. No­

vember 1923 zum Bürgermeister 

und Landeshauptmann der Bun­

deshauptstadt gewählt worden 

war. Doch der Aufruf des Par­

teivorstands wurde konfisziert, 

seine Verteilung bestraft. Schon 

in den Tagen zuvor hatte die „Ar­

beiter-Zeitung" über Anzeichen 

berichtet, dass die Regierung die 

festliche Begehung des Staats­

feiertages verhindern wolle. Und 

in der Tat hatte das Kabinett 

Dollfuß dies bereits vorgesehen 

und vorsorglich bereits 3.000 

Mann des paramilitärischen 

Schutzkorps aus mehreren Bun­

desländern aufgeboten, mit dem 

Ziel, sozialdemokratische Repu­

blikfeiern und Demonstrationen 

zu verhindern. 

Am Sterbetag Victor Adlers fie­

len folgende Zeilen in der „Ar­

beiter-Zeitung" der Zensur zum 

Opfer: ,,Und wenn heute dieses 

Werk wieder bedroht ist durch 

Reaktion und Faschismus, wenn 

so viele uns heute wieder zurück-

werfen möchten in jenen Zu­

stand der Unfreiheit und Recht­

losigkeit, in der die Arbeiter ge­

lebt haben, als Adler zu ihnen ge­

kommen ist, so ruft heute die Er­

innerung an ihn zum Gelöbnis, 

um die Freiheits- und Volksrech­

te, die wir unter seiner Führung 

erkämpft haben, zu kämpfen bis 

zum letzten Atemzug." 

Die Simmeringer Hauptstraße 

war am Samstag, dem 11. No­

vember 1933, nachmittags mit 

Menschen belebt, die mit dem 

„Drei Pfeile"-Abzeichen und mit 

roten Nelken im Knopfloch 

dem Zentralfriedhof zuströmten. 

Vom Schwarzenbergplatz bis 

zum Zentralfriedhof war die 

Exekutive in großer Zahl präsent 

und kontrollierte auch die Fahr­

gäste in den Straßenbahnen und 

bei den Haltestellen. Sowohl vor 

den Toren des Zentralfriedhofes 

als auch im Friedhof selbst hat­

te die Polizei rigorose Absper­

nmgen vorgenommen. Als um 

15 Uhr Mitglieder des sozialde­

mokratischen Parteivorstandes, 

Fritz Adler als Sohn und Sekretär 

der Sozialistischen Arbeiter­

Internationale und Arbeiter aus 

Favoriten sich vor dem 2. Tor 

zum Gang zum Grab Victor Ad­

lers bereit machten, wollten sich 

viele andere anschließen. Die 

Exekutive ließ jedoch nur zirka 

50 Personen den Friedhof be­

treten, nur 20 durften dann di­

rekt zu Victor Adlers Grab, wo 

Karl Renner die Gedenkrede 

hielt. 

Inzwischen waren viele der 

Ausgesperrten in den Urnenhain 

des Krematoriums gepilgert. 

Dort hielt AZ-Chefredakteur 

Oscar Pollak am Grab seines 

Vorgängers Friedrich Austerlitz 

eine kurze Ansprache. Die Poli­

zei verhaftete ihn beim Verlas­

sen des Hains und eskortierte 

ihn zum Bezirkskommissariat in 

der Krausegasse. Wegen Über­

schreitung der Notverordnung, 

die politische Demonstrationen 

untersagte, wurde er zu 1.000 

Schilling Geldstrafe verurteilt. 

Auf den großen Straßenzü­

gen des 11. Bezirks versuchten 

Demonstranten, sich zu Grup­

pen zusammenzuschließen. Es 

ertönten Freiheitsrufe und an­

dere sozialdemokratische Paro­

len. Der Polizeibericht vermerkt, 

dass insgesamt 102 Personen 

wegen „Ordnungsstönmg" an­

gehalten wurden. Einer der 

Demonstranten war der junge 

Bruno Kreisky, der eine „Amts­

handlung" über sich ergehen las­

sen musste, die ihm die erste 

Haftstrafe eintrug, weil er sich 

weigerte, die ihm aufgebrumm­

te Geldstrafe zu bezahlen. In 

ganz Wien wurden an den bei­

den Novembertagen 327 Perso­

nen festgenommen. 

Die Regierung ,,feierte" den 

Gründungstag der Republik auf 

ihre Art: In die Steuer- und Ab­

gabenpolitik des Roten Wien 

wurden massive Eingriffe an­

geordnet, und Justizminister 

Schuschnigg verkündete die 

Wiedereinführung der Todes­

strafe. 

An dem Haus, das heute an 

der Stelle des (1944 durch einen 

Bombentreffer zerstörten) Ge­

bäudes des Bezirkskommissa­

riats steht, wurde 1995 eine Ta­

fel angebracht: ,,An dieser Stelle 

befand sich das ehemalige Poli­

zeikommissariat Simmering. 

Hier wurde im Jahre 1933 der 

spätere österreichische Bundes­

kanzler Dr. Bruno Kreisky von 

den damaligen austrofaschisti­

schen Machthabern gefangen 

gehalten." • 

Die Sozialistische Arbeiterjugend, der auch der junge 
Bruno Kreisky angehörte, kämpfte mutig gegen Zensur 
und Demonstrationsverbote 
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Steirer bei deutschem Gedenl<en 

E 
s war der 59. Jahrestag des 

gescheiterten Attentates 

auf Adolf Hitler, den die 

deutsche Bundesregierung nutz­

te, um der Widerstandskämpfer 

gegen den Nationalsozialismus 

zu gedenken. Diese jährlich in 

Berlin stattfindende Veranstal­

tung dokumentiert, dass die 

deutschen Nachbarn es schaffen, 

mit ihrer Vergangenheit ehrlicher 

und zumindest weniger wehlei­

dig umzugehen, als dies oft bei 

uns geschieht. Eine steirische De­

legation der Sozialdemokrati­

schen Freiheitskämpfer und 

Opfer des Faschismus, unter 

Führung von Mag. Albert Kauf­

mann, konnte auf Einladung der 

Deutschen Opferverbände an 

der Veranstaltung teilnehmen. 

Im Berliner Bendlerblock, der 

Hinrichtungsstätte der Stauffen­

berg-Attentäter, legte Verteidi­

gungsminister Peter Struck (SPD) 

einen Kranz nieder. Seine Kern­

aussage: ,,Die Widerstands­

kämpfer haben dem anderen 

Deutschland ein Gesicht gege­

ben". Auch wenn in linken Krei­

sen in der BRD immer wieder 

betont wird, dass es historisch 

nicht klar sein könne, welchen 

Weg die Geschichte bei einer 

erfolgreichen Ausschaltung des 

Hitler-Regimes durch die Stauf­

fenberg-Gruppe genommen hät­

te, ist der stolze Hinweis auf die 

Existenz eines Widerstandes 

offensichtlich identitätsstiftend. 

Feierstunden dieser Art gibt es 

bei uns leider nur unter Aus­

schluss der Öffentlichkeit. Dafür 

wird derzeit immer stärker ver­

sucht, einen Diktator wie Doll­

fuß als „Widerstandskämpfer" 

hinzustellen. 

Anlässlich eines Empfanges 

für die Deutschen Opferverbän­

de im Berliner „Roten Rathaus" 

sagte Bürgermeister und Wirt­

schaftssenator Harald Wolf: ,,Die 

Offiziere des 20. Juli brachen in 

beispielloser Weise mit der über­

lieferten Verpflichtung zum 

Kadavergehorsam". Und Walter 

Momper, Präsident des Berliner 

Abgeordnetenhauses, hatte zu­

vor erklärt: ,,Der 20. Juli mahnt 

uns, alles dafür zu tun, dass sich 

die Verbrechen von damals nie 

wiederholen". 

Oberst Claus Graf Schenk 
von Stauffenberg 

Dass diese Form des Geden­

kens natürlich nicht auf unge­

teilte Zustitmnung, vor allem bei 

jüngeren Leuten, stößt, zeigte 

Einige wichtige Termine im November 
1. November: Gedenkmarsch

auf dem Wiener Zentralfriedhof

zum Mahnmal der Opfer des

Faschismus und zum Denkmal

für die Februar- und Spani­

enkämpfer. Treffpunkt 8.30

Uhr, 2. Tor, Wiener Zentral­

friedhof.

10. November: Gedenkstunde

anlässlich des 65. Jahrestages

der NS-Reichspogromnacht im 

Saal der Bezirksvorstehung 15. 

Wien 15, Rosinagasse 4. Beginn 

18.30 Uhr. Lieder aus der jüdi­

schen Tradition und Lieder 

des Widerstandes bringt das 

Ensemble „Sholem Alejchem". 

Der Veranstaltungsort ist ganz 

in der Nähe einer am 9. No­

vember 1938 durch Brand­

schatzung zerstörten, architek-
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toni?ch hervorragend gestalte­

ten Synagoge in der Turner­

gasse. 

15. November: Gedenkveran­

staltung in Lackenbach vor dem

Mahnmal für die Roma und

Sinti. Beginn 11 Uhr. Anmel­

dungen beim Kulturverein

Österreichischer Roma, Tel.

(01) 31Jl 64 21. 

HERR 

BEZ. RAT DIR. 

J'OHANNES SCHl·JANTt-�ER 
DARINGERG. 14/25,·'6 

1190 l.JIEN 

eine „Gegenveranstaltung": In 

dieser wurde dagegen protes­

tiert, dass die Widerstandsfeier 

auch die Angelobung von Re­

kruten der Bundeswehr beinhal­

tet. So trugen als Rekruten ver­

kleidete Frauen und Männer des 

Bündnisses „Gelöbnix" symbo­

lisch einen Soldaten zu Grabe. 

Fast unvorstellbar, welche Reak­

tion eine solche Demonstration 

bei heimischen Medien, insbe­

sondere bei der Kronen Zeitung, 

hervorgerufen hätte. 

Am Rande der Veranstaltun­

gen ergab sich die Gelegenheit 

für den steirischen Vorsitzenden 

Mag. Albert Kaufmann, ein Ge­

spräch mit der ehemaligen Bun­

destagspräsidentin Annemarie 

Renger zu führen. Sie ist die Vor­

sitzende der Deutschen Wider­

standskämpfer und Opferver­

bände. Es wurde ein weiterer in­

tensiver Gedankenaustausch der 

steirischen Widerstandskämpfer 

mit befreundeten deutschen Or­

ganisationen vereinbart. • 

GassefürG.Bosques 

Am 4. Juni 2003 fand itn Wiener 

Bezirk Donaustadt die offiziel­

le Enthüllung einer Straßenta­

fel durch die mexikanische Bot­

schafterin und Bezit·ksvorsteher 

Effenberg statt. Die Promenade 

oberhalb der Leonard-Bern­

stein-Straße in der Donau-City 

wurde nach Gilberto Bosques 

benannt. Der mexikanische Di­

plomat hat in Marseille zahlrei­

chen Menschen die Flucht vor 

dem Nazi-Regime ermöglicht. 




